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Mit einer kleinen Portion Stolz stellen wir mit
dieser Broschüre den Verlauf der Tarifrunde im
Wach- und Sicherheitsgewerbe im Jahr 2013 in
NRW und Hamburg dar. Es war eine besondere
Tarifrunde weil wir fest entschlossen waren,
das Lohndiktat der letzten Jahre zu durchbre-
chen. Wie sagt man so schön: Entscheidend ist
was hinten rauskommt.

Mit über 1 0,43-prozentigen Lohnsteigerun-
gen in der untersten Lohngruppe der Bewa-
chung und 18,93 bzw. 22,96 Prozent Lohnstei-

gerungen im Bereich der Luftsicherheitskräfte in NRW sind die Beschaftig-
ten mit den Ergebnissen sehr zufrieden, das hat die Zustimmung der Mit-
gliederbefragung von über B7 Prozent gezeigt.

Für uns bemisst sich der Erfolg iedoch gleichermaJ3en an dem Prozess

d er g ew e rks ch aftli ch e n O rg ani s i e rung un d B eteil i g ung d e r B e s ch äfti g te n

an Aktionen und Streiks, insbesondere am Düsseldorfer und Kölner Flug-
hafen. Wir haben mit dieser Auseinandersetzung bewiesen, dass es für alle
Beschöftigten eine Perspektive gibt: der solidarische Zusammenschluss in

ver.di; um eine Gegenmacht aufzubauen und diese in einer aktiven Tarif-
auseinandersetzung zu nutzen.

Niemand konnte vorher ahnen, mitwelcher Härte uns die Arbeitgeber-
seite entgegentritt. Nicht ducken, nicht klein beigeben, sondern auf Augen-

höhe den Konflikt führen, dQs war der Erfolg dieser Auseinandersetzung.
Das war nur möglich, weil die Beschaftigten so entschlossen für ihre For-

derungen eingetreten sind und wir den engen Zusammenschluss mit Ham-
burg gesuchthaben.

Wir haben viel gelernt und gemeinsam erlebt. Das kann uns keiner
mehr nehmen. Es ist der Anfang und nicht das Ende einer neuen Tarifuoli-
tik im Wach- und Sicherheitsgewerbe NRW.

Andrea Becker
Lande sfachb erei chsle ite rin v er. di N RW

Wirwehren



,,Wir betteln nicht
mehr, wir fordern l"
Mit großem Einsotz stritten die Beschöftigten
des Woch- und Sicherheitsgewerbes in
Nordrhein-Westfolen und Homburg im
Frühjohr 2O13 für eine bessere Bezohlung.
Rückbl ick o uf ei nen erfolg reichen Arbeitsko m pf

o einen Arbeitskampf hatte die Bran-
che noch nicht gesehen. Die Beschäf-
tigten des Wach- und Sicherheitsge-

werbes aus dem Niedriglohnsektor zu ho-
len - das war das erklärte Ziel von ver.di in
Nordrhein-Westfalen und Hamburg. Vier
Monate dauerte es, bis die Arbeitgebersei-
te dank Streiks und Aktionen im April
2 0 13 dem Tarifabschluss mit zweistelligen
Lohnerhöhungen zustimmte. Ein extrem
großer Erfolg für Beschäftigte und ver.di .

Von den ,,die heftigsten Tarifauseinander-
setzungen in der 112-jährigen Geschichte
des Sicherheitsgewerbes", spricht Harald
Olschok, Hauptgeschäftsführer des Bun-
desverband der Sicherheitswirtschaft
(BDSW) und der Bundesvereinigung Deut-
scher Geld- und Wertdienste [BDGW].

34.000 Beschäftigte arbeiten im Wach-
und Sicherheitsgewerbe in Nordrhein-

Westfalen. Ob an Flughäfen, in der Gebäu-
debewachung, bei Werksfeuerwehren und
anderen Sicherheitsdiensten in Nord-
rhein-Westfalen: Die Nachfrage der Bran-
che nacl.r Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern wächst. Doch die Bezahlung hinkt
hinterher. Hohe Erwartungen, aber niedri-
ge Bereitschaft, anständige Löhne zu zah-
len - das ist die Realität in einer Branche,
in der sich viel Geld verdienen lässt. Nur
nicht von den Beschäftigten.

Wach- und Sicherheitsleute haben viele
von den Aufgaben übernommen, für die
früher die Polizei und andere direkt oder
indirekt von der öffentlichen Hand be-
schäftigte Berufsgruppen zuständig wa-
ren: Sie überprüfen an Flughäfen Passagie-
re, bewachen Bürogebäude oder das
Atomlager in Ahaus, kontrollieren Fahr-
gäste der Düsseldorfer Rheinbahn oder

versehen ihren Dienst bei einer Werksfeu-
erwehr. Sie arbeiten haft - und regelmäßig
sehr viel mehr Stunden in der Woche als
der Arbeitsvertrag vorsieht. Bezahlt wer'
den sie schlecht. ,,Die meisten in unserer
Branche arbeiten 200 Stunden im Monat,
um mit dem Geld klar zu kommen", sagt
Andreas Lietzow der für Klüh im Siche-
rungsdienst des Landtags arbeitet. Rund
70 Prozent der Beschäftigten sind in der
untersten Lohngruppe angesledelt. Sie
sind auf jede Überstunde angewiesen. Wer
negativ auffällt, bekommt vom Arbeitge-
ber nicht die nötigen Stunden.

Arheltskompffähig? Und obI
Lange galten die Sicherheitskräfte als nicht
organisierbal geschweige denn arbeits-
kampffähig. Die Beschäftigten eines Unter-
nehmens arbeiten an verschiedenen
Standorten, sie kommen selten zusam-
men. Ihre Arbeitszeiten sind sehr unter-
schiedlich. Doch solche Widerstände sind
überwindbar.

Schon vor dem Tarifkonflikt hatte der
Düsseldorler Gewerkschaftssekretär Özay
Tarim intensiven Kontakt zu den Kollegin-
nen und Kollegen an den Flughäfen und in
der Bewachung aufgenommen. Tarim bau-
te Vertrauen aul die Beschäftigten fühlten
sich erstmals von ihrer Gewerkschaft
ernst genommen - und glaubten, dass sie
diesesmal wirklich für ihre Sache kämpfen
würde. ,,Die Kollegen sehen Özay als Kol-
legen an, nicht als Gewerkschaftsfunktio-
när", berichtet Kötter-Betriebsrat Thors-
Len Bowelar. ,,Wenn der Özay nicht gewe-
sen wäre, wäre es schwerer gewesen", ist
er überzeugt.
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Rumort hatte es vielerorts schon lange,
etwa bei Kötter. ,,Wir hatten sehr lange
dauernde Auseinandersetzungen bei Köt-
ter", berichtet der damalige Kötter-Be-
triebsrat Andreas Rech. Kötter gehe ,,abso-
lut dreckig" mit den Beschäftigten um. Mit-
bestimmungsrechte gab es praktisch
nicht. Lange erschien das Unternehmen
als übermächtiger Gegner. ,,Die Beleg-
schaft war wütend, die wollte sich zur
Wehr setzten." Nachdem der Betriebsrat
die Rechte der Beschäftigten juristisch
durchzusetzen begann, erreichte er eine
Menge. ,,Wir haben es geschafft, den Kol-
legen die Existenzangst zu nehmen", er-

zählt Rech. Kötter musste befristete Ver-
träge entfristen und Verträge mit wenigen
vorgesehenen Stunden auf die tatsächlich
geleisteten aufstocken. ,,Als wir solche Er-
folge präsentierten, bekamen wir als Be-
triebsrat ein unglaubliches Standing bei
der Belegschaft." Die Beschäftigten sahen:
Der scheinbar übermächtige Gegner ist
bezwingbar. So gelang es, von den 580
Leuten, die Kötter am Düsseldorfer Flug-
hafen einsetzt, 80 Prozent in ver.di zu or-
ganisieren.,,Wir hatten auch die nötige ge-
werkschaftliche Betreuung, das war fast
wie aus dem Bilderbuch. Das war beinahe
ein Selbstläufer", berichtet Rech. Die Tarif-

auseinandersetzung sei dann gerade rich-
tig gekommen. Als es losging, habe kein
einziger Beschäftigter gezögert.

,,Die Entschlossenheit der Beschäftigten
war enorm", sagt auch Andrea Becker, die
Verhandlungsführerin für ver.di in dem
Tarifkonflikt. ,,Es mangelt an Wertschät-
zung der hier agierenden Arbeitgeber ge-
genüber ihren Beschäftigten. In dieser
Branche herrschen Ausbeutungsstruktu-
ren", sagt Becker, die Leiterin des Fachbe-
reichs 13 - Besondere Dienstleistungen -
von ver.di NRW ist.

Die Arbeitgeber machen aus der Gering-
schätzung ihrer Belegschaft keinen Hehl.

Dos lukrotive Geschöft
mit der Sicherheit
neuesten Studie zur wirtschaftlichen Lage
des Sicherheitsgewerbes. Das sehen auch
die Unternehmen der Branche so. ,,Die Be-
deutung der privaten Sicherheit wird in
Deutschland weiter zunehmen", sagte der
Gregor Lehnert, Präsident des Bundesver-
band der Sicherheitswirtschaft (BDSW) der

as Geschäft mit der Sicherheit
wächst kräftig. ,,Der Bedarf an Si-
cherheitsdienstleistungen steigt",

überschrieb das Marktforschungsunter-
nehmen Lünendorf die Ergebnisse seiner

Fachzeitschrift P rotector.,,Die Polizei wird
sich weiter aus der Fläche und auch aus be-
stimmten Aufgaben zurückziehen", ist
Lehnert überzeugt. ,,Dies schafft unterneh-
merische Spielräume, die es für die Sicher-

der größeren Betriebe aus der Branche ge-
genüber Politik und öffentlichkeit und ist
gleichzeitig als Arbeitgeberverband Tarif-
partner von ver.di.

lm BDSW sind 858 Unternehmen organi-
siert, deren Kerngeschäft überwiegend Si-
cherheitsdienstleistungen sind.,,Die Mit-
gliedsunternehmen bieten vor allem hoch-
wertige Dienstleistungen an wie Flugha-
fensicherheit, Schutz von Kernkraftwer-
ken, militärischen Liegenschaften und ln-
dustrieanlagen sowie Geld- und Wertdiens-
te", so derVerband. zorz kamen seine Mit-
glieder auf einen Umsatz von 4 Milliarden
Euro. Die im BDSW organisierten Firmen
repräsentieren damit 8o Prozent des Bran-
chenumsatzes.

lnsgesamt erbringen r85.ooo Beschäf-
tigte in rund 4.ooo Unternehmen Dienst-
leistungen im Bereich Sicherheit, allein in
Nordrhein-Westfalen sind es mehr als 85o.
lm Jahr zorz erwirtschafteten sie einen
Umsatz von 5 Milliarden Euro. Mehr als die
Hälfte des Umsatzes stammt aus dem
Werk- und Objektschutz. Mit einem Anteil
von zurzeit zzProzenl sind Behörden und
öffentliche Einrichtungen die größte Kun-
dengruppe, gefolgt von der lndustrie mit
rr,3 Prozent und den Banken mit rr Pro-
zent. Wachstum erwarten die Sicherheits-
dienstleister vor allem im Bereich Ver-
kehr/Logistik. Hier liegt der Umsatzanteil
zor3 schätzungsweise bei 5,8 Prozent. Der
Branche geht es gut. Für zor3 gehen Bran-
chenkenner von einem Wachstumsschub
von 4 Prozent Umsatzplus aus.

Die großen Unternehmen der Branche
werden immer größer. Dem Branchenre-
port des Ma rktforschun gsunternehmens
Lünendonk zufolge ist 2012 der Umsatz
der z5 führenden Sicherheitsdienstleister
im lnland um durchschnittlich 3,4 prozent,
der derTop 15 sogar um 4,3 Prozent ge-
stiegen. ,,Vier Anbieter führen das Ranking

heitswirtschaft zu nutzen gilt." Auch im-
mer mehr Unternehmen lagern ihre Sicher-
heitsaufgaben aus und beauftragen
Dienstleister damit.

Der BDSW, der sich bis zorr Bundesver-
band DeutscherWach- und Sicherheitsun-
ternehmen nannte, vertritt die lnteressen

Anzohl der woch- und sicherheitsunternehmen in Deutschlond
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Weder im Arbeitsalltag noch bei Verhand-
lungen mit den Gewerkschaftern in der Ta-
rifauseinandersetzung.,,Die Arbeitgeber
haben gesagt: Was wollt ihr denn, ihr seid
doch Hilfsarbeiter", berichtet Tarifkom-
missionsmitglied Andreas Rech.

Konkrete Summen stott Prozente
In dem Tarifkonflikt ist ver.di neue Wege
gegangen: Die Forderungen kommunizier-
te die Gewerkschaft diesmal nicht in Pro-
zentzahlen, sondern aus gutem Grund in
konkreten Euro-Beträgen.,,30 Prozent
klingt für die meisten nach viel, aber in der
untersten Lohngruppe sind das nur 2,50

Euro", sagt ver.di-Mann Ozay Tarim. Es
ging um 2,50 Euro bis 3,64 Euro pro Stun-
de mehr für Beschäftigte, die Mini-Stun-
denlöhne von unter 10 Euro oder knapp
darüber hatten. Die Arbeitgeber wollten
zwischen 40 Cent und 1,14 Euro mehr
zahlen - mehr nicht.

Am 13. November 201,2hatte die Lan-
destarifkommission von ver.di ihre Forde-
rungen verabschiedet. Dazu gehörten 2,50
Euro mehr pro Stunde für die Beschäftig-
ten der Lohngruppen 1 bis 16 und 19, Er-
höhung der Löhne im Bereich Aviation auf
16 Euro und Erhöhung der Löhne für die
Werksfeuerwehr auf das Niveau des öf-

fentlichen Dienstes. Der laufende Lohn-
und Gehaltstarifuertrag im Wach- und Si-
cherheitsgewerbe Nordrhein-Westfalen
wurde zum 31. Dezember 2012 gekündigt.

Ebenfalls neu: Von Anfang an gehörte es
zur Strategie, die Forderungen in der Ta-
rifauseinandersetzung mit der Niedrig-
lohndebatte zu verbinden. Das hat sich
ausgezahlt. Denn in der Öffentlichkeit
wurden die Forderungen überwiegend
keineswegs als überzogen betrachtet -
worauf die Arbeitgeber offenbar gebaut
hatten. ,,Die Höhe der Forderung war auch
innergewerkschaftlich etwas Neues und
hat hier und da zu Irritationen geführt.

mit dreistelligen Millionenumsätzen unan-
gefochten an. Dahinter befinden sich zr
Dienstleister mit einer Umsatzspanne von
7r,7 Millionen Euro", teilte Lünendonk mit.
Branchenprimus ist Securitas mit einem
Umsatz mit Sicherheitsdiensten von
644 Millionen Euro, gefolgt von Kötter mit
3ro Millionen Euro, der Niedersächsischen
WSG mit r84 Millionen Euro und Wisag als
einziger Multidienstleister mit Security-
Angeboten mit einem Umsatz von r5z Mil-
lionen Euro.

Securitas hat zoez seinen Umsatz in
Deutschland gegenüber zorr. um fast
5o Millionen Euro gesteigert. Die Zahl der
Mitarbeiter blieb der Lünendonk-Studie
aber mit 19.ooo Beschäftigten konstant.
lnsgesamt ist das an der Stockholmer Bör-
se notierte Unternehmen in mehr als

5o Ländern tätig. Weltweit rund 3oo.ooo
M itarbeiter erwirtschafteten zorz ei nen
Umsatz von insgesamt 7,73 Milliarden Euro
und einen Gewinn von 1-t21, Milliarden Euro
nach Steuern. Für Deutschland gibt Securi-
tas keine Gewinnzahlen heraus.

Das Essener Familienunternehmen Köt-
ter legte zorz beim Umsatz mit Sicher-
heitsdienstleistungen um z5 Millionen Euro
zu und erhöhte die Zahl seiner Mitarbeiter
von 9.2oo auf 9.45o. Die Kötter Unterneh-
mensgruppe, die unter anderem auch Rei-
nigungs- und andere Gebäudedienstleis-
tungen anbietet, kam zorz auf einen Ge-
samtumsatz von 38o Millionen Euro. Seit
zoor ist sie unter dem Namen KötterAvia-
tion Security auch im Bereich Flughafensi-
cherheit aktiv. lm Herbst zor3 teilte Kötter
mit, dass das Unternehmen in Nordrhein-
Westfalen 4oo und in Nord- und Süd-
deutschland weitere 15o neue Stellen be-
setzen will. ,,Gerade vor dem Hintergrund
des weiter wachsenden Wettbewerbs-
drucks im Dienstleistungssektor freuen wir
uns besonders über diese vielfältigen Stel-

lenangebote, die aus Neuaufträgen und
Bestandsprojekten resultieren", so Frie-
drich P. Kötter, Geschäftsführervon Kötter
Security, Düsseldorf. ,,Dabei wird die Be-
setzung für uns als personalorientierte
Dienstleistungsgruppe angesichts des fort-
schreitenden Fachkräftemangels zu einer
i m mer g rößere n He ra usforderun g."

Personal zu finden, ist nicht nurfür Köt-
ter schwierig. ,,Noch mehr als vom niedri-
gen Preisniveau fühlt sich die Sicherheits-
branche derzeit vom Personalmangel ge-
hemmt", kommentierte die I mmobilien-
Zeitung die Ergebnisse des Lünendonk-Re-
ports. ,,Generell gilt, dass wir uns umso
schwerertun, je besser es derWirtschaft
insgesamt geht", sagte BDSW-Präsident
Lehnert im Oktober zor3 der Zeitschrift
P rotecto r.,,1 nsofern führt die erfreu licher
Weise gute Konjunktur in Deutschland tat-
sächlich dazu, dass es in manchen Regio-

nen sehr schwierig ist, geeignete Bewerber
zu gewinnen."

Der Personalmangel ist ein hausgemach-
tes Problem derArbeitgeber, das zeigt der
Blick aufdie Lohnstruktur: 7o Prozent der
Beschäftigten arbeiten in der untersten
Lohngruppe. Die meisten Arbeitsverträge
sind zeitlich befristet. Außerdem ent-
spricht das darin verelnbarte Arbeitszeitvo-
lumen nicht den tatsächlich geleisteten
Stunden, sondern liegt oft deutlich darun-
ter. Das macht den Job nicht gerade at-
traktiv. lmmerhin ist Verbandschef Lehneft
klar, dass es für das Problem eine Lösung
gibt: ,,Deshalb werden die Löhne auf
Grund der demografischen Entwicklung in
einigen Regionen überproportional anstei-
gen müssen, ob überdenTariflohn oder
über außertarifliche Zulagen." Bei den an-
stehenden Tarifuerhandlungen wird ver.di
ihn an seine Worte zu erinnern wissen.



Aber wir wussten la, dass es den Mit-
gliedsunternehmen des Bundesverbands
der Sicherheitswirtschaft möglich war, die
aufgrund der Lohnerhöhungen steigenden
Preise gegenüber ihren Kunden durchzu-
setzen, denn die unterste Lohngruppe ist
ja für allgemeinverbindlich erklärt wor-
den, sodass es zwischen den Betrieben
nicht zu einem Unterbietungswettbewerb
kommen konnte", sagt Andrea Becker'

Die Tarifabschlüsse der vergangenen
Jahre waren für die Beschäftigten mager
ausgefallen. Die Lohngruppe 7 zum Bei-
spiel erhielt 2006 einen Stundenlohn von
7,15 Euro und nach dem Tarifabschluss ab

dem 1. funi 2006 ganze 0,08 Euro mehr'
Bereits 2009 hatte es einen ersten Streik-
aufruf gegeben. Aber der war nicht sehr
erfolgreich.,,Die Gewerkschaft ist mit For-

derungen von 20, 30 Cent mehr in die Ver-

handlungen gegangen", sagt Kötter-Be-
triebsrat Thorsten Brewelar. ,,Dafür strei-
ken die Leute nicht." Im Jahr 2072 ver-
dienten die Beschäftigten der untersten
Lohngruppe 8,15 Euro brutto in der Stun-
de. Nach 160 Arbeitsstunden kamen sie

auf knapP 1.000 Euro im Monat'

Wurnstreik f ür Monteltorifvertrog
Unabhängig vom Tarifkonflikt in NRW war
das Sicherheitspersonai an zehn deut-
schen Flughäfen bereits Mitte Dezember
2012 ln den Warnstreik getreten, unter
anderem in Köln/Bonn und in Düsseldorf'
Bei dieser Auseinandersetzung ging es um

den Manteltarifvertrag für 15'000 Be-

schäftigte im Sicherheitsbereich Aviation'
Die Gewerkschaft forderte unter anderem,

dass die monatliche Arbeitszeit für be-

stimmte Beschäftigungsgruppen auf 208

Stunden begrenzt wird. Verhandlungen
mit den Arbeitgebern waren ergebnislos
geblieben. Um Lohnforderungen ging es

bei diesen Verhandiungen nicht, denn die

werden zwischen den Landesverbänden
der Gewerkschaft und der Arbeitgeber
ausgehandelt. Öffentlichkeit, Arbeitgeber
und die Beschäftigten selbst bekamen bei
dem bundesweiten Warnstreik aber einen

Eindruck davon, was geschieht, wenn Si-

cherheitsleute nicht arbeiten' Der Aus-
stand wurde nicht angekündigt und über-
raschte Fluggäste und Arbeitgeber',,Streik-
Chaos am Flughafen", titelte der Düssel-
dorfer Express. Rund 50 Flugzeuge konn-
ten nicht starten, viele Maschinen nur mit
drastischer Verspätung. Vor den Terminals
kam es zu langen Schlangen' ,,Droht Flug-
Chaos an den Feiertagen?", fragte das Bou-
Ievardblatt bange. Dazu kam es nicht'

Gewachsenes Selbstbewusstsein
Aber die Kolleginnen und Kollegen wuss-
ten nach dem Warnstreik für den Bundes-
manteltarifvertrag, was sie bewegen -
oder blockieren - können. ,,Die Beschäftig-
ten sind sich ihrer eigenen Macht bewusst
geworden", berichtet Betriebsrat Andreas
Rech. ,,Sie haben sich immer wieder einen

Nachrichtenbeitrag angeguckt, da stand
der Sprecher in einer Schlange und hat ge-

sagt,es sind 300 Meter bis zum Schalter,
aber dahinten geht es noch 350 Meter wei-
ter. Den Leuten ist klar geworden: Wir
können den Flughafen lahmlegen - und
wenn wir das an alien Flughäfen machen,
bedeutet das de facto, dass der europäi-
sche Flugverkehr lahm liegt. Denn die Ma-

schine, die hier nicht startet, die startet
auch nicht in drei Stunden in Madrid "

In NRW wurden die Verhandlungen im
Dezember 2012 abgebrochen, weil sich
die Arbeitgeber keinen Millimeter beweg-
ten. 2,50 Euro die Stunde forderte ver'di;
ganze 40 Cent Lohnerhöhung waren die

Arbeitgeber in der zweiten Verhandlungs-
runde bereit zu zahlen. ,,Als wir ihnen un-
sere Forderung eröffneten, sind sie fast ins

Koma gefallen", berichtet Andrea Becker'

,,Aber wir waren von der Berechtigung der
Forderung völlig überzeugt'" Denn Forde-
rungen von beispielsweise vier Prozent
hätten wieder nur die typischen Cent-Be-
träge ergeben. Für ver.di nicht akzeptabel:

,,Das ist für Menschen, die uns vor Terror-
anschiägen schützen sollen, zu wenig",
empört sich Becker. ,,Das würde auch wei-
ter nicht zum Leben reichen"'

Die Arbeitgeber wollten in die Schlich-
tung. ver.di nicht. ,,Wir haben uns dem ver-



weigert mit dem Argument: In Deutsch-
land verhandeln Tarifparteien so lange, bis
sie an einen Punkt kommen, wo offen-
sichtlich nichts mehr geht'i berichtet Be-
cker. Aus Sicht von ver.di war dieser Punkt
noch nicht erreicht. ,,Wir haben mehrere
Brücken gebaut, um aus unserer Sicht ei-
nen Kompromiss finden zu können", sagt
Becker. ,,Doch auf der Gegenseite gab es
keine Bereitschaft, und zwar auch deshalb
nicht, weil der NRW-Tarifuertrag die Vor-
lage für alle bis 20L4 noch anstehenden
Tarifrunden in den anderen Landesbezir-
ken ist und die Arbeitgeber in unserem Be-
zirk nicht mit besonders hohen Lohnstei-
gerungen vorpreschen wollten."

Arbeitgeber stellen sich stur
Erst einmal lagen die Gespräche zwischen
ver.di und dem Arbeitgeberverband auf
Eis. Bei einer Mobilisierungskonferenz in
Sprockhövel bereitete ver.di Mitte Januar
die ersten Warnstreiks an den Flughäfen
Köln/Bonn und Düsseldorf vor. Am 24.
und 25. Januar legten Fluggastkontrolleu-
rinnen und -kontrolleure die Arbeit nieder.
Am Düsseldorfer Flughafen wurden 350
Verbindungen gestrichen, am Airport
Köln/Bonn 90. Das Unternehmen Kötter
versuchte, aus Erfurt Streikbrecher einzu-
fliegen. Doch das gelang nicht, weil sich die
Erfurter Kolleginnen und Kollegen weiger-
ten. Mit Tankgutscheinen brachte Kötter
allerdings einzelne Beschäftigte dazu,
trotz Ausstand zu arbeiten. Später bedank-
ten sich Geschäftsführer Friedrich Kötter

und Klaus Wedekind schriftlich bei den
Mitarbeitern,,für ihren unermüdlichen
und fleißigen Einsatz trotz aller Schwierig-
keiten". Das Unternehmen knappste auch
bei Streikbrechern: Die in Köln bekamen
einen Tankgutschein über 40 Euro, für die
in Düsseldorf gab's hingegen nur einen
über 30 Euro.

Auch für die 600 Beschäftigten privater
Sicherheitsunternehmen am Hamburger
Flughafen laufen in den ersten Monaten
des Jahres 2013 Tarifverhandlungen. Sie
verdienen 11,80 Euro die Stunde, ver.di
fordert 14,50 Euro. Auch die Kolleginnen
und Kollegen in Hamburg untermauern ih-
re Forderungen mit Streiks. Am 18. fanuar
können 12.000 von 19.000 Gästen nicht
fliegen. Der Ausstand des Sicherheitsper-
sonals komme einer Schließung des Flug-
hafens gleich, sagt der Geschäftsführer der
Betreibergesellschaft des Hamburger Air-
ports, Michael Eggenschwiler. Der Umsatz-
verlust liege bei mehreren 100.000 Euro.
Der Ex-Fernsehjournalist Klaus-Peter Sie-
gloch, inzwischen Präsident des Bundes-
verbands der Deutschen Luftverkehrs-
wirtschaft, forderte vom Bund, dass er für
Ersatzpersonal zu sorgen hätte. Schließ-
lich seien die Kontrollen eine staatliche
Aufgabe.

Doch so einfach ist das nicht. Die Bun-
despolizei wies darauf hin, dass der Ein-
satz von Bundesbeamten ein Unterlaufen
des garantierten Streikrechts bedeuten
würde. Außerdem hat die Bundespolizei
gar nicht genug geeignetes geschultes Per-

sonal, das dazu in der Lage ist, bei der Ge-
päckdurchleuchtung Waffen oder Spreng-
stoff zu erkennen. Obwohl der Streik un-
angekündigt erfolgte und viele Reisende
überraschte, war das Presseecho durchaus
verständnisvoll. Die Forderung von 22
Prozent mehr Lohn möge überzogen wir-
ken, schrieb das Hamburger Abendblatt.
,,Es lässt sich aber nicht übersehen, dass in
diesem Fall nicht etwa eine kleine Gruppe
von Privilegierten ihre Macht ausnutzt",
kommentierte die Zeitung den Arbeits-
kampf in Anspielung auf die Streiks von Pi-
loten und Arzten. ,,Die Mitarbeiter an den
Kontrollschleusen sind letztlich selber Op-
fer. Die Löhne sind niedrig, die Arbeitsbe-
dingungen sind unattraktiv."

Arbeitgeber verlieren die Contenonce
Die Arbeitgeberseite reagiert immer
dünnhäutiger. In einem an die Presse ver-
teilten Offenen Brief greift BDSW-Haupt-
geschäftsführer Harald 0lschok die ver.di-
Verhandlungsführerin Andrea Becker
scharf und mit sexistischem Unterton an.
Sie sei,,naiv", behauptet Olschok - eine Un-
terstellung, die er einem männlichen Un-
terhändler kaum gemacht hätte. ,,Arbeit-
geber zweifeln an der Kompetenz von
Ver.di", titelt die Rheinische Post.

Grund für Olschoks Aktion ist ein Schrei-
ben, das Becker am 5. Februar 2013 an die
Kunden der Sicherheitsunternehmen ge-
richtet hatte. ,,ln den Tarifverhandlungen
und auch zunehmend in der öffentlichen
Debatte werden wir mir den Argumenten
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Hqmburger I m pressionen
des zuständigen Arbeitgeberverbandes
BDSW konfrontiert, dass erhöhte Tariflöh-
ne bei Ihnen, als Kunde nicht durchsetzbar
sind'i heißt es darin. ,,Aus vielen Telefona-
ten und auch persönlichen Kontakten mit
Kundenunternehmen wissen wir, dass
nicht Sie ursächlich für die Verweigerung
zur Einigung im Tarifstreit sind", schreibt
Becker weiter. Aus diesem Grund würde

tr

ver.di eine Liste positiver Beispiele erstel-
len,,,um den Fokus auf die Arbeitgeber der
Sicherheitsbranche zu lenken, denn nur
sie sind in der Verantwortung zur Lösung
eines Tarifstreits".

Ihr Vorstoß sei ,,der Gipfel der Naivität'i
giftet Olschok in seinem Brief vom 8. Feb-
ruar 2013 an Becker: ,,Mit der Versendung
Ihres Schreibens haben Sie einen großen

Fehler begangen." Ihr Schreiben würde bei
den Adressaten ,,die Frage nach der Kom-
petenz von ver.di aufwerfen". Doch tat-
sächlich ist Beckers Schreiben ein kluger
Schachzug. Denn er nimmt der Arbeitge-
berseite der Möglichkeit, weiter unwider-
sprochen ihre Kunden als Alibi der eige-
nen Verweigerungshaltung zu instrumen-
talisieren.



Die Gespräche zwischen Arbeitgebern
und Gewerkschaft in Nordrhein-Westfalen
und in Hamburg stocken weiter. Am B.

Februar kündigt der ver.di-Bundesver-
band flexible Streiks des Sicherheitsperso-
nals an den Flughäfen in Nordrhein-West-
falen und Hamburg an. ,,Es ist für ver.di
völlig inakzeptabel, dass die Arbeitgeber
die Beschäftigten im Wach- und Sicher-
heitsgewerbe für ihre verantwortungsvol-
le Tätigkeit dauerhaft mit Niedriglöhnen
abspeisen wollen", sagt ver.di-Bundesvor-
standsmitglied Petra Gerstenkorn. Wäh-
rend es bei den Verhandlungen über einen
Bundes-Manteltarifvertrag für die Luftsi-
cherheitskräfte deutliche Fortschritte und
wichtige Annäherungen in zentralen
Punkten gegeben habe, hätten die Arbeit-
geber bei den Entgelt-Tarifverhandlungen
in NRW und Hamburg neue Lohnangebote
explizit verweigert. ver.di sei entschlossen,
mit weiteren flexiblen und koordinierten
Streiks auch an den Flughäfen in NRW und
Hamburg den ,,Lernprozess der Arbeitge-
ber" zu beschleunigen.

Effektiuer Ausstand
Die Sondierungsgespräche zwischen ver.di
und den Arbeitgebern Anfang Februar füh-
ren zu keinem Ergebnis. Die Arbeitgeber
legen kein neues Angebot vor und gehen
auf keinen Vorschlag von ver.di ein. ,,Düs-
seldorf ist im Warnstreik", steht auf dem
Plakat, mit dem Beschäftigte am 14. Feb-
ruar in die Schalterhalle des Düsseldorfer
Flughafens ziehen. Dutzende von Kollegin-
nen und Kollegen demonstrieren für ihre
Forderungen ,,Wir sind es wert", steht auf
ihren Plakaten. Vor den Sicherheitsschleu-
sen, hinter denen sie sonst stehen, bilden
sich lange Schlangen. Die öffentliche Auf-
merksamkeit ist enorm.

|ournalisten suchen und finden mehr
oder weniger prominente Zeitgenossen,
die nicht fliegen können. Zum Beispiel ,,Ba-
chelor" Jan Kralitschka aus der gleichna-
migen RTL-Reihe. Er muss vier Stunden
auf seinen Flug nach Miami warten. Dort
hat er einen Model-Job. Bei ihrem Zug
durchs Terminal entdecken die streiken-
den Kollegen und Kolleginnen den Fern-
sehdarsteller und begrüßen ihn freudig.
,,Flughafen: Sogar der Bachelor musste
warten", schreibt später der Express. Kra-
litschka ist nicht verärgert wegen der Ver-
spätung, sondern nett.,,lch hatte das Ge-
fühl, dass mich ein paar gerne in ihren Rei-
hen gehabt hätten'i sagt er augenzwin-
kernd der Bild-Zeitung.,,Aber ich hatte ja
schon einen anderen Auftrag."

Der Ausstand der Sicherheitskräfte an
den Flughäfen ist ungeheuer effektiv Al-

lein in Düsseldorf müssen im Laufe des Ta- I

rifkonflikts mehr als 1.000 Flüge gestri-
chen werden. Mit Rücksicht auf die Reisen-
den werden die Streiks einen Tag vorher
von der örtlichen Streikleitung angekün-
digt. Die Stimmung unter den wartenden
Passagieren ist unterschiedlich. Sie ärgern
sich zwar über die Verspätungen und an-
nullierten FIüge, viele zeigen aber auch
Verständnis. Denn sie wissen, dass die
Streikenden nicht in Saus und Braus leben.

Viele Tageszeitungen schildern in den
Tagen der Februar-Warnstreiks, wie wenig
die meisten Sicherheitskräfte verdienen:
8,23 Euro die Stunde.,,Wir leben am finan-
ziellen Existenzminimum'l zitiert der Ex-
pre.ss einen Beschäftigten, der anonym
bleiben möchte. ,,Wenn mein Auto kaputt
gehen sollte, weiß ich nicht, wie ich das be-
zahlen soll."

Die Berichterstattung über den Aus-
stand sorgt durchaus für Sympathie mit
den Streikenden, auch wenn sich manche
Medien Panikmache nicht verkneifen kön-
nen. ,,lst mein Oster-Urlaub in Gefahr?"
fragt die Bild-Zeitung nach dem Warn-
streik an den Flughäfen Köln/Bonn, der ei-srrelK an oen r lugnaren Koln/ bonn, oer el- l

nen Tag später stattfindet. Das Blatt zeigt 
l

ein Foto mit verwaisten Schaltern: ,,Tau-
sende Reisende konnten nicht fliegen."
250 gestrichene Flüge, 20.000 betroffene
Reisende. ,,Wir wollen vor den Ferien fer-
tig werden", zitiert die Bild-Zeitung den
ver.di-NRW-Sprecher Günter Isemeyer. Die
nicht gerade für ihre Gewerkschafts-
freundlichkeit bekannte B oulevardzeitung
weiß, woran es liegt, wenn der Tarifkon-
flikt bis dahin nicht beendet ist: ,,Doch klar
ist auch: ver.di will streiken, bis ein akzep-
tables Angebot vorliegt."

Die dritte Verhandlungsrunde Anfang
März bringt erneut kein Ergebnis. Am In-
ternationalen Frauentag, dem 8. März,
streiken die Sicherheitskräfte am Flugha-
fen Köln/Bonn wieder. Um 4 Uhr morgens
treten 150 Beschäftigte in den Streik, im
Laufe des Tages steigt die Zahl auf 220 -
das sind fast alle Sicherheitskräfte. Nur
drei Sicherheitsschleusen sind in Betrieb
- sonst sind es 12 bis 15. ,,Viele Passagiere
zeigten sich nervenstark oder blieben von
vorneherein fern", ist anschließend im Köl-
ne r Stadt-Anze ig e r zu lesen.

Seit fanuar ist der Flughafen Köln/Bonn
damit insgesamt viermal bestreikt wor-
den, der drittgrößte deutsche Flughafen in
Düsseldorf dreimal. Bis Mitte März sind al-
lein in der Landeshauptstadt mehr als 800
Flüge ausgefallen. Die Streikbereitschaft
ist ungebrochen hoch.

Bewegung in Hamburg
Im nordrhein-westtälischen Tarifkonfl ikt
bewegt sich noch nichts. Das ist in Ham-
burg anders. Dort scheint eine Einigung
für die 600 am Flughafen beschäftigten Si-
cherheitsmitarbeiter in Sicht zu sein. Nach
vier Streiktagen und einem Spitzenge-
spräch haben die Arbeitgeber am 11. März
ein neues Angebotvorgelegt. Der Stunden-
lohn der Fluggastkontrolleure soll in zwei
Schritten um insgesamt 15 Prozent auf
13,60 Euro steigen. Die Streiks am Airport
der Hansestadt sind beendet. Eine Eini-
gung gibt es jedoch noch nicht. In einer Be-
fragung sprechen sich 75-Prozent der
ver.di-Mitglieder für eine Schlichtung aus.

In NRW nehmen ver.di und der Arbeit-
geberverband wieder Kontakt auf. Vor der
nächsten Verhandlung demonstriert die

&üsseldorf ist
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13. November 2or2: Die Landestarifkom-
mission von ver.di verabschiedet ihre For-
derungen. Dazu gehören z,5o Euro mehr
pro Stunde für die Beschäftigten der Lohn-
gruppen r bis 16 und r9, Erhöhung der
Löhne im Bereich Aviation auf 16 Euro, Er-
höhung der Löhne für die Werksfeuerwehr
auf das Niveau des öffentlichen Dienstes.
Der laufende Lohn- und Gehaltstarifver-
trag im Wach- und Sicherheitsgewerbe
Nordrhein-Westfalen ist zum 3r. Dezem-
ber zorz gekündigt.
5. Dezember zorz: Die Tarifverhandlun-
gen für das Wach- und Sicherheitsgewerbe
in Baden-Württemberg werden abge-
schlossen. Die Ergebnisse liegen weit unter
dem, was ver.di in Nordrhein-Westfalen
fordert.
7. Dezember zorz: Die Arbeitgeber in
Nordrhein-Westfalen legen ein erstes An-
gebot für die Tarifverhandlungen vor. Für
ver.di ist es völlig inakzeptabel.
ro. Dezember zolzi Warnstreiks an zehn
deutschen Flughäfen zum Bundesmantel-
tarifvertrag. Rund 5o Flüge müssen ausfal-
len. ver.di will einheitliche und gerechte Ar-
beitsbedingungen an allen Airports errei-
chen. Dazu gehören geregelte Dienstpläne
und un befristete Arbeitsverträge.
l.8. Dezember 2oLzi Die Arbeitgeber in
Nordrhein-Westfalen legen ein neues An-
gebot vor. Auch das ist unzureichend. Es
sieht unter anderem 4o Cent mehr für die
Mitarbeiter der Lohngruppen :. bis 4, 6 bis
16 und r9 sowie 38 Cent mehr für die Be-
schäftigten der Werksfeuerwehren vor. Die
Arbeitgeber lehnen einen dritten Verhand-
lungstermin ab. Die Verhandlungen wer-
den als gescheitert erklärt. Die ver.di-Tarif-
kommission beschließt Streiks. Die Strate-
gie: flexibel und nicht berechenbar vorge-
hen. ver.di beginnt, die Kolleginnen und
Kollegen zu mobilisieren: ,,Die Zeit ist reif
für einen Arbeitskampf l"
zr. Dezember zor3: Die Arbeitgeber be-
antragen beim Landesarbeitsministerium
Nordrhein-Westfalen die Hinzuziehung des
Landesschlichters Bernhard Pollmeyer.

3. Januar zor3: Landesfachbereichsleiterin
Andrea Becker teilt dem Landesschlichter
Bernhard Pollmeyer mit, dass sich die Tarif-
kommission von ver.di gegen die Schlich-
tung ausgesprochen hat, nachdem sich die
Arbeitgeberseite gegen einen weiteren
von ver.di angebotenen Verhandlungster-
min ausgesprochen hat
r8. Januar zor3: Unangekündigter Streik
der Sicherheitskräfte am Hamburger Flug-
hafen. :.z.ooo von 19.ooo Passagieren kön-
nen ihren Flug nicht antreten.
24. Januar zor3: Tarifverhandlungen in
Hamburg führen zu keinem Ergebnis.
24.125. Januar zor3: Streiks an den Flug-
häfen Köln und Düsseldorf. Fluggastkon-
trolleure und -kontrolleurinnen legen an
zweiTagen in Folge die Arbeit nieder. Am
Düsseldorfer Flughafen werden 35o Verbin-
dungen gestrichen, am Airport Köln/Bonn
sind es 9o. Warnstreikaufruf an die Be-
schäftigten von FlS.
28. Januar zor3: Streik der Beschäftigten
im BrennelementelagerAhaus und der
Werksfeuerweh r des Chem ieunterneh-
mens Solvay in Rheinberg.
29, Januar zoe3: Der Bundesverband der
Sicherheitswirtschaft (BDSW) gibt eine
Pressemitteilung heraus, in der er erklärt,
dass die ,,Arbeitgeber weiterhin gesprächs-
bereit" seien. ver.di bietet neue Verhand-
lungstermine an. Unterdessen bereitet der
Branchenzweite, das Unternehmen Kötter,
Maßnahmen zum Unterlaufen eines
Streiks am Düsseldorfer Flughafen vor.
Schon während des vorangegangenen
Ausstands in Düsseldorf hatte Kötter ver-
geblich versucht, Beschäftigte aus Erfurt
als Streikbrecher einzusetzen. Jetzt ver-
sucht das Unternehmen, die Beschäftigten
zu einer,,außerordentlichen Ausbildungs-
maßnahme" von mindestens r5 Stunden
Einsatz in Dienstkleidung nach Düsseldorf
zu bringen. ver.di kündigt für diesen Fall
an, Kötter wegen Verstoß gegen das Ar-
beitszeitgesetz zu verklagen
7. Februar zor3: Sondierungsgespräche
zwischen ver.di und den Arbeitgebern füh-

ren zu keinem Ergebnis. Die Arbeitgeber
legen kein neues Angebot vor und gehen
auf keinen Vorschlag von ver.di ein. Statt-
dessen beginnen sie mit persönlichen An-
griffen auf ver.d i -Verha ndlungsführeri n An-
drea Becker.
8. Februar zor3: ver.di kündigt flexible
Streiks des Sicherheitspersonals an den
Flughäfen in Nordrhein-Westfalen und
Hamburg an. Mit Rücksicht auf die Reisen-
den werden die Streiks einen Tag vorher
von der ör"tlichen Streikleitung angekündigt.
14. Februar zo:.3: Streik am Flughafen
Düsseldorf. Rund zoo der vorgesehenen
55o Flügen werden gestrichen. Streik in
Hamburg, jeder zweite Flug wird gestrichen.
r.5. Februar zor3: Streiks an den Flughafen
Köln-Bonn und Hamburg.



19. Februar 2013: Warnstreiks und Aktio-
nen zum,,Tag der Bewachung":,,8,23 Euro
reichen nicht für ein gutes Leben!" ver.di
ruft die Beschäftigten der Unternehmen
Kötter, Klüh, WISAG, Securitas, W.l.S.,
VSU Ahaus, Westfälischer Wachschutz,
Dussmann und Vereinigte Sicherheits-
unternehmen Rheinberg zum Warnstreik
auf. Objektschützer, Kontrol lschaffner,
Fahrer und Personenschützer streiken.
Rund z5o Kollegen und Kolleginnen tref-
fen sich vor der ver.di-Landesgeschäfts-
stelle in Düsseldorf. Solidaritätserklärun-
gen von den Beschäftigten aus dem Han-
del, dem Versicherungsgewerbe und dem
Bereich Telekommunikation. ver.di-Lan-
desleiterin Gabriele Schmidt nimmt an Ak-
tionen teil.

zo. Februar zoe3: Kundgebung vor dem
Kongresshotel in Potsdam anlässlich der
,,5. Luftsicherheitstagung", die von den Ar-
beitgebern ausgerichtet wird.
zo. Februar zor3: Vierter Streiktag in
Hamburg, r.15 von r8r Abflügen werden
gestrichen.
zr. Februar zoe3: Die Frühschichten der
Flughäfen Düsseldorf und Köln/Bonn strei-
ken.
r.. März zor.3: Die dritte Verhandlungsrun-
de bleibt ergebnislos. Die Arbeitgeber le-
gen bei den Tarifverhandlungen kein neues
Angebot vor. Die Tarifkommission be-
schließt weitere Streiks.
6. März zor3: Streik der Beschäftigten im
Bereich Luftfracht am Flughafen Köln/Bonn.
7.März zor3: Streik der Beschäftigten der
Feuerwehr und der kerntechnischen Anla-
gen, Streik der Bewacher, Kundgebung der
Bewacher in der Essener lnnenstadt, Soli-
daritätsadresse des DGB, Unterstützung
und Grüße von den Avitations-Beschäftig-
ten, Unterschriftenaktion ,,Wir treten ein".
8. März zor3: Streik am Flughafen
Köln/Bonn. ver.di will einen Tarifabschluss
vor Ostern erreichen.
re. März zor3: Streik am Flughafen Düs-
seldorf. z5o Mitarbeiter legen die Arbeit
nieder. Nur die Hälfte der Kontrollstellen
ist besetzt. r8o von 593 Flügen werden ge-
strichen. Arbeitgeber und ver.di nehmen
wieder Kontakt auf und vereinbaren einen
Verhandlungsterm in.
;-:-. März zor3: Einigung derTarifparteien
für die 6oo Sicherheitskräfte am Hambur-
ger Flughafen. lhr Stundenlohn soll ab
r. April 2013 von m,8o Euro auf r3,ro Euro
steigen. Ein Jahr später soll eine Erhöhung
auf r3,5o Euro folgen. Das entspricht einer
Erhöhung von r5 Prozent, ver.di hatte 3o
Prozent gefordert, das entspricht einem
Stundenlohn von 14,50 Euro. Bei der Mit-
gliederbefragung votiert eine Mehrheit
von 75 Prozent gegen das Ergebnis aus.
Die Beschäftigten fordern die Schlichtung.
r5. März zor3: Streik der Objektschützer
und der Sicherheitskräfte im Düsseldorfer

Landtag. Erneuter Doppelstreik der Be-
schäftigten an den Flughäfen Köln/Bonn
und Düsseldorf. ln Köln fallen 66 Flüge aus.
Allein in Düsseldorf werden im Laufe der
Tarifauseinandersetzung mehr als
:..ooo Flüge gestrichen, mehr als 1oo ooo
Passagiere sind betroffen.
r8. März zoe3: ver.di und die Arbeitgeber
in NRW einigen sich darauf, den Landes-
schlichter Bernhard Pollmeyer einzuschal-
ten. Die Streiks werden ausgesetzt.
5. April zor3: Schlichter Pollmeyer legt sei-
nen Schlichterspruch vor. Die Arbeitgeber
akzeptieren ihn, obwohl erweit von ihrem
Angebot entfernt ist. Auch die ver.di -Tarif-
kommission empfiehlt einstimmig die An-
nahme.
8. April zor.3: Die Urabstimmung der
ver.di-Mitglieder in den zo Betrieben
beginnt, die sich an den Streiks beteiligt
haben.
15. April zor3r Überwältigende 87,o4Pro-
zent der ver.di-Mitglieder in den bestreik-
ten Betrieben sprechen sich für die Annah-
me des Schlichterspruchs aus. ln Hamburg
beginnt die Schichtung, die ebenfalls
NRW-Landesschlichter Bernhard Pollmey-
er führt. Das Ergebnis: Die Löhne steigen
um r8 Prozent in einem ersten Schritt ab
dem nächsten Monat.
r. Mai zor3: Der erste Schritt des Tarifver-
trags in NRW wird umgesetzt. ln Hamburg
steigt der Stundenlohn für die 6oo Be-
schäftigten in der Personen- und Gepäck-
kontrolle am Hamburger Flughafen auf
13,zo Euro.
25. August zor3: Der nordrhein-westfäli-
sche Arbeitsminister Guntram Schneider
(SPD) erklärt den Tarifvertrag für allge-
meinverbindlich.
e. Januar zor4: Der zweite Schritt des
Tarifvertrags tritt in Kraft.
r. April zor4: Der Stundenlohn für die
5oo Beschäftigten in der Personen- und
Gepäckkontrolle am Hamburger Flughafen
steigt auf r4 Euro.
3r. Dezembe r 2o:.4t Die Tarifverträge in
NRW und Hamburg laufen aus.



Wildern im fremden Revier
Die Deutsche Polizeigewerkschoft (DPolG)
mit krummen Touren ouf Mitgliederfong

leich zwei Protestmärsche und
zwei Kundgebungen waren im
März zor3 im Arbeitskampf des öf-

fentlichen Dienstes in Düsseldorf zu be-
obachten: Mitglieder und Unterstützer
von ver.di, GEW und Gewerkschaft der
Polizei (GdP) demonstrierten vor dem
Landtag, die Anhänger des Deutschen
Beamtenbunds (dbb) und der dazu ge-
hörenden Deutschen Polizeigewerk-
schaft (DPolG) versammelten sich vor
dem Düsseldorfer Finanzministerium.
Der Grund für die getrennten Veranstal-
tungen: Der dbb wollte unbedingt den
DPoIG-Vorsitzenden Rainer Wendt spre-
chen lassen. ,,HerrWendt ist weder mit
der Gewerkschaft der Polizei kompatibel
noch unseren M itgliedern vermittelbar",
sagte Günter lsemeyer, Sprecher von
ver.di-NRW. Die zum DGB-gehörende
GdP und Wendts DPoIG konkurrieren um
die gleichen Mitglieder. Und nicht nur
die: Die Weigerung der DGB-Gewerk-
schaften, Wendt vor dem Landtag spre-
chen zu lassen, ist die Ouittung dafür,
dass die DPoIG mit einer dreisten Werbe-
kampagne Sicherheitsmitarbeiter an

Flughäfen gewinnen wollte - und damit
gegen die eigene Satzung verstieß. ver.di
konnte den unlauteren Vorstoß abweh-
ren und den damit verbundenen Etiket-
tenschwi nde I erfol g reich anpran gern.

Bereits Ende zorr hat die DPoIG damit
begonnen, massiv um die Sicherheits-
kräfte an Flughäfen zu werben. ver.di ist
der einzige Verhandlungspartner des zu-
ständigen Arbeitgeberverbandes, dem
Bundesverband der Sicherheitswirt-
schaft (BDSW). Doch das will die Polizei-
gewerkschaft offenbar ändern. Sie ver-
teilt am Düsseldorfer Flughafen Werbe-
zettel an die Sicherheitskräfte.,,Wir sind
die Polizeigewerkschaft und kennen und
mit Sicherheit aus", steht darauf. ,,Wir
werden künftig mit Euch und für Euch
verhandeln und gestalten."

Der Düsseldorfer ver.di-Sekretär Özay
Tarim beschwerte sich bei der DPoIG
über die Anwerbeversuche der Polizeige-
werkschaft am Flughafen in der
Landeshauptstadt. Doch in einem Brief
schob Wendt die Verantwortung dafür
auf seine Leute vor Ort und bestritt so-
gar die Anwerbekampagne. ,,Die DPoIG-

flüge absagen. Passagiere werden umge-
lotst. Maschinen fliegen ohne Gäste, damit
sie an anderen Orten nicht fehlen. ,,Der
Schaden ist beträchtlich, der Aufwand
auch", sagt ein Lufthansa-Sprecher. Auf-
grund des Streiks in Nordrhein-Westfalen
müssen auch in Berlin-Tegel 30 Flüge ge-
strichen werden. An vielen anderen 0rten
kommt es ebenfalls zu Ausfällen und Ver-
spätungen. Der Ausstand ist extrem effek-
tiv Er wirke wie ein Generalstreik im ge-
samten Luftfahrtsektol, stellt entnervt der
Bundesverband der Deutschen Touris-
muswirtschaft fest.

Viel Verstöndnis bei FIuggästen
Die öffentlichte Meinung ist gespalten. Ta-
geszeitungen wie die Westdeutsche Zei-
tung fragen ihre Leser und Leserinnen, ob
sie Verständnis für die Streiks haben. Das
haben etliche. ,,Nur Bitte sagen, hat noch
bei keiner Tarifverhandlung geholfen. Ir-
gendwann kommt der Zeitpunkt, an dem
man deutlich werden muss", schreibt Le-

Bundesorganisation hat weder beschlos-
sen, nunmehr bundesweit an deutschen
Verkehrsfl ughäfen Mitglieder zu organi-
sieren (was auch eine Satzungsänderung
erforderlich machte), noch ist dies beab-
sichtigt", schrieb Wendt dem ver.di-Se-
kretär.

Dass die DPoIG-Vertreter mit ihrerAn-
werbekampagne gegen ihre eigene Sat-
zung verstießen, störte sie nicht. ln Para-
graf 4 der Satzung steht, die ordentliche
Mitgliedschaft könne,,von jedem Polizei-
beschäft igten, von Fördermitgliedern
oder Verbänden und Vereinen erworben
werden, die im Bereich der öffentlichen
Sicherheit tätig sind und deren Ziele und
Prinzipien der DPoIG weitgehend ent-
sprechen". Von Mitarbeitern privater Si-
cherheitsdienste wie Klüh, Kötter oder
FIS ist nirgendwo die Rede. Die Polizei-
gewerkschaft half sich mit einem Trick:
Sie gründete einen speziellen Verband -
den Verband private Sicherheit (VPS) - in
dem die neuen Mitglieder organisiert
werden. Über den Verband sollten sie
Mitglied der DPoIG werden können.

Die Funktionäre der DPoIG verspra-
chen interessierten S icherheitskräft en
nicht nur, dass die drei Monate keine
Mitgliedsbeiträge zahlen müssten. Sie
lockten auch mit Kinogutscheinen und
vor allem Mitgliedsausweisen, die ein of-
fiziell wirkendes Polizei-Emblem zeigen
sowie dem Satz auf der Rückseite: ,,Der
lnhaber dieses Ausweises ist Polizeibe-

Gewerkschaft Stärke. Für den 15. März ist
ein weiterer Streik in Düsseldorf und in
Köln angekündigt. Für Düsseldorfsind 586
Starts und Landungen geplant, 53.200 Rei-
sende müssen bedient werden. ,,Um die
Kontrollen zu beschleunigen, sollten Pas-

sagiere wenn möglich auf Handgepäck
verzichten", rät die Westdeutsche Zeitung
ihren Leserinnen und Lesern. Insgesamt
fallen 233 Flüge aus.

Allein die Lufthansa muss fast zwei Drit-
tel ihrer 130 für Düsseldorfgeplanten Ab-



ser Peter Siebrandt aus Grefrath. Und Le-
ser Johannes Herrmann aus Krefeld klingt,
als würde er am liebsten mitstreiken: ,,Es
ist sicherlich ärgerlich, wenn ich meinen
Flug nicht wie geplant antreten kann. Aber
den Arger und Frust am Sicherheitsperso-
nal auszulassen, ist falsch. Während sich
die hoch bezahlten Flughafenmanager ihre
Bilanzen durch Hungerlöhne bei Mitarbei-
tern am anderen Ende der Lohnskala ver-
schönern, stopfen sie sich selbst die Ta-
schen voll." Aber es gibt auch andere Stim-
men. ,,Gewerkschaft zielt auf profilierung
ab", meint der Wuppertaler Leser Hans
Schneider. ,,Lufthansa soll Bsirske verkla-
gen", fordert der ebenfalls in Wuppertal le-
bende Ulrich Koch.

Am 18. März steht die nächste Verhand-
lungsrunde an. Doch ein neues Angebot
haben die Arbeitgeber noch immer nicht
vorgelegt. Die Beschäftigten aufden Flug-
häfen, im Gebäudeschutz und bei den
Werksf,euerwehren sind weiterhin kampf-
bereit. Der Streik ist für sie zwar sehr an-

strengend. Trotzdem gibt er ihnen mehr
als er an Kraft kostet. ,,Der Streik heute hat
tiefe Emotionen und Glücksgefühle in mir
geweckt, ich habe mich lange nicht mehr
so gut und voller Hoffnung gelühlt wie
heute", schildert Luftsicherheitsassistent

Hendrik R. in einer E-Mail an den Gewerk-
schaftssekretär özay Tarim seine Gefühle.
Sieben Jahre arbeitet Hendrik R. am Düs-
seldorfer Flughafen. Zu den Höhepunkten
im Streik gehört für ihn der Augenblick, in
dem er und seine Truppe die Kölner Kol-

schäftigter." Das stimmte aber nicht.
,,Wildern im fremden Revier.., schrieb der
Spiegel. Die DPoIG verpasse den Securi-
ty-Beschäft igten ein wohlkalkuliertes
Upgrade in Sachen Berufsdefi nition:
,,Die sogenannten Luftsicherheitsassis-
tenten werden kurzerhand zu polizeibe-
schäftigten geadelt." Der polizeigewerk-
schaft gehe es um Macht, denn wer die
Tarifhoheit über die 15.ooo Security-Be-
schäftigten erobere, habe das Sagen.
,,Da werden dann auch unsolidarisch an-
mutende Methoden schick,., stellte der
Spiegel fest.

Die DPoIG täusche die Sicherheitskräf-
te bewusst, wenn sie ihnen vormache,
Polizeibeschäftigte zu sein, so ver.di-Ge-
werkschaftssekretärTarim. lm Gegen-
satzzu ver.di gilt die DpolG als arbeitge-
bernah. Die Polizei-Gewerkschaft wolle
die Belegschaft an den Flughäfen spal-
ten und dieVerhandlungsmacht von
ver.di untergraben, so Tarim.

Wie das aussieht, zeigte sich beiTarif-
gesprächen mit ver.di im Sommer zorz.
,,Beim letzten Tarifgespräch Ende Juli
brach derArbeitgeberverband die Ge-
spräche ab und wanderte im gebuchten
Hotel einfach einen Konferenzsaal wei-
ter. Dort warteten schon die Verhand-
lungsführer der Polizeigewerkschaft',,
berichtete der Spiegel.

Schützenhilfe bekam ver.di von der
Bundespolizei. Sie beschäftigt die Si-
cherheitskräfte mit der Bezeichnung

Luftsicherheitsassistenten als,,Beliehe-
ne mit hoheitlichen Aufgaben". ln einem
Schreiben des Bundespolizeipräsidium
in Potsdam an ver.di-Mann Tarim heißt
es:,,Diese Luftsicherheitsassistenten
sind keine Tarifbeschäft igten der Bun-
despolizei, sie sind Angestellte des be-
auftragten Sicherheitsdienstleisters und
haben mit diesem einen Arbeitsvertrag.
Der Status eines, Polizeibeschäft igten,
Iiegt bei diesen beliehenen Luftsicher-
heitsassistenten demnach nicht vor.'.

ln derTarifauseinandersetzung spitzte
sich der Konflikt zu. ,,Sollte die DpolG bei
den voraussichtlich Mitte bis EndeApril
anstehenden Tarifverhandlungen mit am
Tisch sitzen, werden unsere Mitglieder
die Gespräche sofort abbrechen und in
den Streik treten", drohte Gewerk-
schaft ssekretä r Tarim im März zo:-z.

Ende zorz hatte RainerWendt ange-
kündigt, dass die dbb tarifunion für seine
Organisation ab Frühjahr vom zuständi-
gen Arbeitgeberverband, dem Bundes-
verband der Sicherheitswirtschaft
(BDSW), als Verhandlungspartner aner-
kannt würde. Der BDSW bestätigte Ge-
spräche mit der DPolG. Das seien aber
keine Tarifverhandlungen, sondern Son-
dierungsgespräche, hieß es. Eine provo-
kation - schließlich ist ver.di der einzige
Verha ndl u n gspa rtner des Arbeitgeber-
verbandes. Das hält die DpolG aber nicht
davon ab, an den Flughäfen lnformati-
onsveranstaltungen für die Sicherheits-

kräfte anzubieten. Das Gebaren der poli-
zistengewerkschaft sorgt schließlich da-
für, dass sich schließlich selbst derAr-
beitgeberverband dazu genötigt sieht,
die tatsächlichen Verhältnisse klar zu
stellen. ,,DPolG und VpS sind keine Tarif-
partner in der Luftsicherheit'. über-
schriebt derVerband die entsprechende
Pressemitteilung.

,,Die DPoIG -Deutsche polizeigewerk-
schaft im DBB und derVerband private
Sicherheit (VPS) in der DpolG Berlin kön-
nen aus satzungsrechtlichen Gründen
keine Tarifpartner des Bundesverbandes
der Sicherheitswirtschaft (BDSW) sein,',
stel lte Hauptgeschäftsführer Harald OI-
schok klar. ,,Mit dieser Klarstellung rea-
gierte der Hauptgeschäftsführer des
BDSW auf teilweise irreführende Tarif-
Informationen der dbb tarifunion, die die
laufenden Tarifverhandlungen belasten,,,
heißt es in der Presseinformation. Ol-
schok appellierte an die dbb tarifunion,
nicht mit,,politischen Ränkespielen'. den
Erfolg der Tarifverhandlungen leichtfer-
tig aufs Spiel zu setzen.

,,Wir begrüßen, dass nun endlich auch
der Tarifpartner unsere Auffassung aner-
kannt hat", sagte ver.di-Verhandlungs-
führer Andreas Sander. ,,Dank der deutli-
chen Klarstellung des BDSW ist derWeg
jetzt frei für konstruktive Verhandlungen
um dringend notwendige tarifliche Ver-
besserungen für die 15.ooo Beschäftig-
ten in der Luftsicherheit .,.



leginnen und Kollegen abgeholt haben. ,,Es
erinnert mich jetzt noch an den Film Bra-
vehart", schreibt er. Dort stehen sich zwei
Armeen gegenüber, doch statt sich gegen-
seitig zu bekämpfen, fallen sich die Kämp-
fer in die Arme. ,,lch hatte in diesem Au-
genblick eine Träne in meinen Augen, so
glücklich hat es mich gemacht, dass wir al-
le so sehr zusammenhalten und für eine
Sache einstehen", schreibt er weiter. Soli-
darität und gemeinsames Handeln - das
ist für viele Beschäftigte im Wach- und Si-
cherheitsgewerbe eine Erfahrung, die sie
mit ihrer Teilnahme an den Streiks und
Aktionen zum ersten Mal machen.

Arbeitgeber bleiben u*einsichtig
Der Arbeitgeberverband BDSW hält natur-
gemäß die Forderungen von ver.di für
überzogen.,,Unsinnige Forderungen sind
nun einmal wirtschaftlich nicht umsetzbar
und würden in vielen Bereichen Arbeits-
plätze massiv bedrohen", erklärt der lang-
jährige Verhandlungsführer des Arbeitge-
berverbandes BDSW, Gunnar Vielhaack.

Die Streiks an den Flughäfen seien ge-
genüber Tausenden Fluggästen,,hoch-
grandig unsozial", sagt ein Sprecher des
Verbands der Rheinischen Post. Schon bei
den Warnstreiks im Februar hatte sich der
Verband mit einem offenen Brief an die
Passagiere gewandt: ,,Sie werden von
ver.di-Aktivisten, die weniger als zwei
Prozent der Beschäftigten der Branche in
NRW umfassen, an den Flughäfen in Beu-
gehaft genommen, um 30 bis 70 Prozent
Lohnerhöhungen zu erstreiken." Der Ver-
band fordert die Reisenden auf, sich bei

ver.di-Verhandlungsführerin Andrea Be-
cker zu beschweren.

Auch die direkten und indirekten Kun-
den der Sicherheitsunternehmen werden
ungeduldiger. Ein Sprecher des Flughafens
Düsseldorf erklärt, das Verständnis der
Flughafenbetreiber werde zunehmend
strapaziert. Die Flughafengesellschaft
Köln/Bonn sieht sich als bloßes Opfer des
Konflikts: ,,Die Flughäfen sind nicht Tarif-
partner, sondern lediglich die Arbeitsstät-
te, an der dieser Arbeitskampfausgetragen
wird." Für die Sicherheitskontrollen sei die
Bundespolizei verantwortiich.

Schnell kommen die ersten Stimmen
auf, die auf eine Anderung des Streikrechts
zielen. Die Politik müsse über neue Rah-
menbedingungen für Tarifauseinanderset-
zungen nachdenken, fordert am 8. März
der Chef der Lufthansa-Tochter German-
wings, Thomas Winkelmann. Die Fluglinie
hat ihren Stammsitz am Flughafen
Köln/Bonn. ,,Wir sind nicht Teil des Tarif-
konflikts", sagt Winkelmann. Deshalb habe
sein Unternehmen keinen Einfluss auf den
Verlauf der Auseinandersetzung, müsse
aber wirtschaftliche Schäden in Millionen-
höhe tragen. Eine etwas schlichte Sicht der
Dinge.

Angesichts des eskalierenden Tarifkon-
flikts breitet sich in den Medien die Angst
aus, dass die Flughäfen auch in den nahen-
den Osterferien durch die Streiks lahmge-
legt werden könnten. Die Osterferien be-
ginnen am25. März. Wieder einmal signa-
lisiert ver.di, dass die Beschäftigten an ei-
ner raschen Einigung interessiert sind.
Man erwarte einen Abschluss vor den

Osterferien, sagt ein ver.di-Sprecher.
Wenn die Arbeitgeber kein neues Angebot
vorlegen würden, sei man aber durchaus
auf weitere Aktionen vorbereitet. Doch
auch die Verhandlungen am 18. März brin-
gen kein Ergebnis. Die Arbeitgeber erhö-
hen ihr Angebot für die unterste Lohn-
gruppe lediglich um 2 Cent - das ist nicht
der Abschied aus dem Niedriglohnsektor,
den ver.di fordert. fetzt schlägt die Ge-
werkschaft die Einschaltung eines Schlich-
ters vor. ,,Das ist nach den fünf unfrucht-
baren Gesprächen der geeignete Versuch,
den 34.000 Beschäftigten endlich zu einer
angemessenen Lohnerhöhung zu verhel-
fen", sagte ver.di-Verhandlungsführerin
Andrea Becker. Die Arbeitgeber schlagen
den Landeschlichter Bernhard Pollmeyer
vor. Die Arbeitnehmer sind einverstanden.

Die Sehlichtung
Bei den anschließenden Verhandlungen
ging es bis tief in die Nacht kräftig zur Sa-
che. ,,Die Schlichtung war hart, das ging
nicht nur an die körperlichen, sondern
auch an die psychischen Grenzen", sagt Ta-
rifkommissionsmitglied Andreas Rech.
Den Arbeitnehmervertretern sei eine
enorme Aggression seitens der Arbeitge-
ber entgegengeschlagen. So redeten sie
davon, bei den Beschäftigten würde es
sich doch nur um Hilfsarbeiter handeln,
die nicht mehr verdient hätten. Doch die
gewerkschaftlichen Unterhändler ließen
sich davon nicht kieinkriegen. ,,Dass wir
trotzdem so geschlossen waren, war für
mich das große Erlebnis", sagt Rech. Die
Kolleginnen und Kollegen draußen nah-



men virtuell Anteil - via Facebook. ,,Bei
der Schlichtung, da haben wir gesehen, da
sind riber hundert Leute online, gleichzei-
tig. Die schreiben: Wir sind da, lasst euch
nicht kleinkriegen, knickt nicht ein", be-
richtet er. Die Unterstützung sei enorm
wichtig gewesen.

EiniEung in Nordrhein-Westfqlen
Nach vier Runden Tarifverhandlungen,
zwei Sondierungsgesprächen, neun ganz-
tägigen Streiktagen und zwei Schlich-
tungsverhandlungen legt Landesschlichter
Pollmeyer schließlich am 7. April 2013 sei-
nen Vorschlag vor: Danach steigen die
Löhne der unteren Lohngruppe während
der zweijährigen Laufzeit um 10,43 Pro-
zent von 8,15 Euro auf 9 Euro. In dieser
Gruppe ist die überwiegende Zahl der
34.000 Beschäftigten der Branche in NRW
beschäftigt. Im Bereich der Personenkon-
trolie an den Flughäfen bekommen die
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter künftig
einen Stundenlohn von 14,70 Euro, das
entspricht einem plus von 18,93 Prozent.
In der Waren- und Frachtkontrolle wird ab
2074 ein Stundenlohn von 12,05 Euro ge-
zahlt, ein Plus von 22,96 Prozent. Die
Werkfeuerwehren können immerhin eine
Gehaltserhöhung um mehr als 9 Prozent
verbuchen. Der Manteltarifvertrag wird
wieder in Kraft gesetzt und gilt für alle Be-
schäftigten.

Die Tarifkommission von ver.di emp-
fiehlt einstimmig die Annahme des Kom-
promisses, aber zähneknirschend: Die Be-
schäftigten müssen vier Monate ohne
Lohnerhöhung hinnehmen. Die Tariferhö-

hungen treten erst am 1. Mai in Kraft.
Nicht der einzige Wermutstropfen: Der für
die unterste Lohngruppe erhoffte Lohn-
sprung ist noch nicht gelungen, die Tätig-
keiten im Aviation-Bereich der Flughäfen
in eine Lohngruppe zusammen zu fassen,
ebenfalls nicht. ,,Wir haben sowieso ge-
dacht: Das wird nichts mit den 11 Euro.
Aber wir haben gehofft, dass es zweistellig
wird - 10,05 Euro oder so", sagt Olaf Har-
tung, freigestellter Betriebsrat bei Klüh Si-
cherung am Düsseldorfer Flughafen. Das
konnte für die Servicekräfte nicht erreicht
werden. ,,Deshalb ist bei uns die Beleg-
schaft ein bisschen gespalten. Aber trotz-
dem ist es ein tierischer Sprung. Wir ha-
ben vorher in den acht ]ahren zusammen
eine Lohnerhöhung von 1-,30 oder 1,40
Euro gehabt, was wir jetzt auf einmal ge-
schafft haben", sagt Hartung.

Insgesamt ist das Ergebnis ein riesiger
Fortschritt - und liegt weit über den ur-
sprünglichen,,Angeboten" der Arbeitge-
ber. ,,Das kann sich mehr als nur sehen las-
sen", so ver.di-Funktionär Andreas Sander
aus Berlin. Er spricht von einer ,,histori-
schen Marke", die ver.di mit dem Abschluss
gesetzt hat. Mit überwältigender Mehrheit
stimmen die ver.di-Mitglieder in den Un-
ternehmen, die den Streik getragen haben,
dafür: Mit 87 ,04 Prozent sprechen sie sich
bei der Mitgliederbefragung fiir den
Schlichterspruch aus.

EinigunE in Harnburg
Auch in Hamburg gibt es am 15. April
2013 eine Einigung per Schlichterspruch:
Mit einer Laufzeit bis zum 31. Dezember

2014 erhöhen sich die Löhne der Luftsi-
cherheitsassistentinnen und Luftsicher-
heitsassistenten insgesamt um 18 Prozent.
,,Wir haben damit ein Schlichtungsergeb-
nis erzielt, das sogar noch das Ergebnis
der Verhandlung am 11. März überholt
hat", freut sich der zuständige Fachbe-
reichsleiter und ver.di-Verhandlungsfüh-
rer Peter Bremme. ,,Es ist deutlich gewor-
den, dass gewerkschaftliches Engagement
und konsequentes Auftreten im Kampf ge-
gen Niedriglöhne zum Erfolg führen."

§ignolwirkung für die gessmte Bronche
Am 26. August 2013 erklärte der nord-
rhein-westfälische Arbeitsminister Gun-
tram Schneider den NRW-Tarifuertrag für
allgemeinverbindlich. Das von der Arbeit-
geberseite an die Wand gemalte Schre-
ckensszenario blieb aus: Pleiten gab es in
der Folge der Lohnerhöhungen nicht.
,,Dem beugt auch die Allgemeinverbind-
lichkeit für die unterste Lohngruppe vo4
was bedeutet, dass alle Unternehmen, egal
ob sie im Verband sind oder nicht, diesen
Lohn zahlen müssen", sagt Ver.di-Verhand-
lungsführerin Andrea Becker. Der Tarifab-
schluss habe auch innergewerkschaftlich
Auswirkungen, ist sie überzeugt. Dadurch
sei eine Diskussion ausgelöst worden, ,,ob
unsere Forderungen nicht deutlich höher
sein müssten, um schneller aus dem Nied-
riglohnsektor rauszukommen". Die Debat-
te um den gesetzlichen Mindestlohn sei
wichtig. ,,Aber genauso entscheidend ist
die Frage, was wir über unsere eigenen In-
strumente, die Tarifverträge, erreichen
können", sagt Becker.



hat eine Bewegung eingesetzt, die zu ei-
nem Umschwung geführt hat. DieTarif-
kommission wurde erweitert, außerdem
gab es mit Andrea Becker eine neue Ver-
handlungsführerin. Dieser Umbruch war
eine wichtige Voraussetzung für unseren
Erfolg. Wir haben gesagt: Wir treten für
einen Lohn an/ von dem man leben
kann.
Die Bewacher waren eine wichtigerTeil
der Streikbewegung. Wie ist es gelungen,
sie zu organisieren?
Grabner: Es musste sehr vielAusbauar-
beit geleistet werden. Bewacher sind
schwer zu organisieren. Viele haben be-
fristete Verträge und sind auf die ver-
schiedenen Objekte verteilt, man
kommt an die Kolleginnen und Kollegen
sehr schwer ran. lch haben eine ver.di-
Gruppe aufgebaut, habe mit Kollegen
gesprochen. Schon vor dem Streik ha-
ben wir viele Kollegen überzeugen kön-

,,Wir lossen uns nicht mehr
gegeneinonder o usspielen"
lnterview mit Achim Grobner,
Betriebsrotsvorsitzender bei Kötter in Essen
und Mitglied der Torifkommission
Herr Grabner, wenn Sie heute auf die ver-
g a n g e n e Tar ifau se i n an de rsetz u n g z u rü c k-
blicken, wie bewerten Sie sie?
Grabner: lch fand den letzten Arbeits-
kampf superklasse - von der Begeiste-
rung der Kollegen und Kolleginnen und
vom Ergebnis her. Seit dem letzten
Streik ist in der Bewachung eine Bewe-
gung, mit der derArbeitgeber nie ge-
rechnet hat. Die Leute haben gesehen,
wenn wir zusammenstehen, können wir
viel erreichen. Der Dornröschenschlaf,
den wir im Bewachungsgewerbe hatten,
ist zu Ende.
Was war anders als bei früheren Arbeits-
kämpfen?
Grabner: Das war der erste Tarifkampf,
den ich als Beteiligter miterlebt habe,
der supererfolgreich war. Gerade für die
Bewacher. Früher kamen immer ein paar
Cent raus, das hat mir gestunken. Des-
halb habe ich mich bei ver.di engagiert
und war auch schon bei denTarifver-
handlungen davor dabei. Bei diesenTa-
rifverhandlungen waren viele neu. Da

nen, sich zu organisieren. So haben wir
es bei Kötter in Essen zum Beispiel ge-
schafft, 7o Leute für ver.di zu gewinnen.
Dort arbeiten 4TzLeuten, von denen ei-
nige schon vorher bei ver.di waren.
Wie haben Sie die Kolleginnen und Kolle-
gen erreicht?
Grabner: lch habe von zu Hause aus die
ver.di-Gruppe gegründet. Dafür habe ich
auch die neue Medien genutzt und die
Kollegen und Kolleginnen per E-Mail
oderWhatsapp angeschrieben. Jeder hat
heute ein Smartphone und ist darüber
erreichbar. Wir haben auch eine Face-
book-Gruppe, die immer größer wird. ln
der Verhandlungsphase in der Tarifausei-
nandersetzung habe ich diese Wege im-
mer genutzt und berichtet, was passiert.
So waren die Kolleginnen und Kollegen
immer informiert. Natürlich haben wir
auch vorher über unsere Forderungen
gesprochen und über unsere neue Stra-
tegie, keine Prozent zu fordern, sondern
konkrete Geldbeträge. Das war eine
sehr guteTaktik, und das hat den Kolle-

ginnen und Kollegen sehr gut gefallen.
lch bin aber auch viel mit dem Auto zu
den Kolleginnen und Kollegen gefahren
und habe persönlich mit ihnen gespro-
chen. Was uns Bewachern sehr gut ge-
holfen hat: dass die Kollegen vom Flug-
hafen im Arbeitskampf dabei waren.
Denn alleine sind wir noch nicht so stark,
dass wir einen Streik so gut hinkriegen.
Bei uns gibt es vor allem Einzelarbeit.
Wenn die Kolleginnen und Kollegen vor
derTür stehen, das fällt nicht so auf.
Wie sah die Streiktaktik der Bewacher aus?
Grabner: Für uns war der Revierbereich
wichtig. Das sind die Kolleginnen und
Kollegen, die nachts die Objekte abfah-
ren, sie begehen und kontrollieren, ob
alles in Ordnung ist. Das war unser Ste-
ckenpferd, das können wir lahmlegen.
Das klappte wunderbar. Die Arbeitgeber
müssen Ersatz finden. Der Streik in die-
sem Bereich hat sie getroffen. Wir haben
die Arbeitgeber erschreckt, und sie ha-
ben damit nicht gerechnet. Beim,,Tag
der Bewachung" in Essen haben wir eine
Kundgebung abgehalten, die Wirkung in
der Öffentlichkeit hatte. Unsere Bot-
schaft war: Wir sind Wachleute, wir sind
für die Sicherheit verantwortlich, und
das muss auch honoriert werden. Wir
wollen für unsere Arbeit Anerkennung
und Wertschätzung.
Wirkt der Arbeitskampf noch nach?
Grabner: Ja, sehr. Die Kollegen und Kol-
leginnen aus den unterschiedlichen Si-
cherheitsunternehmen wie Securitas,
Klüh uns so weiter sind jetzt gut mitei-
nander vernetzt. Wir haben einen
Stammtisch mit den Betriebsratsvorsit-
zenden, auch andere kommen dahin. Wir
nutzen das lnternet zum Austausch, zum
Beispiel Facebook und Whatsapp. Früher
hat derArbeitgeber zu uns gesagt: Wenn
ihr streikt kriegt, kriegt Securitas den
Auftrag und den Kollegen von Securitas
hat man gesagt, wenn ihr streikt, kriegt
Kötter den Auftrag. Das funktioniert
nicht mehr. Wir alle zusammen sind das
Wachgewerbe. Wir lassen uns nicht
mehr gegeneinander ausspielen. Den
Zahn haben wir dem Arbeitgeber gezo-
gen. Der Zusammenhalt ist gewachsen,
er wächst weiter. Wenn jemand von ei-
nem Betrieb zum anderen wechseln will,
erkundigt er sich bei den Kollegen vor-
her, was da läuft - so wie der Arbeitge-
ber sich auch über Bewerber erkundigt.
Die Kommunikationsmittel sind heute ja
sehr schnell, wenn maljemand einen
Tipp braucht. Das macht Spaß.



Streiks in Deutschlond
Entwicklungen und Tendenzen
Von Heiner Drihbuse h (WSl)

ie Streiks des Sicherheitspersonals an
den Flughäfen in Düsseldorf, Köln und
Hamburg waren die spektakulärsten

Arbeitskämpfe die bis dahin überhaupt im
Wach- und Sicherheitsbereich stattgefunden
haben. Während dabei in Hamburg im Rah-
men von Verhandlungen, die allein das Sicher-
heitspersonal an den Flughäfen betrafen ge-
streikt wurde, ging es in NRW nicht nur um
das Flughafenpersonal, sondern um die Ent-
lohnungsbedingungen von insgesamt circa
34.000 Beschäftigten des Bewachungsgewer-
bes. Die Auseinandersetzung in NRW war da-
bei in drei Punkten besonders bemerkenswert.

Erstens wurde in enger Abstimmung mit
Beschältigten und den ver.di Mitgliedern ei-
ne Forderung entwickelt, für die sich die Be-
schäftigten im Schlüsselbereich der Flugha-
fensicherheit begeistern konnten. Nicht In-
fl ationsausgleich und Produktivität, sondern
die chronisch schlechte Bezahlung der Be-
schäftigten war der Ausgangspunkt der
Überlegungen. Auf dieser Basis wurden feste
Steigerungsbeträge entwickelt, die wirksame
Erhöhungen bedeuteten und zugleich eine
klare tarifpolitische Botschaft vermittelten:
Es reicht mit dem Niedriglohn.

Zum zweiten streikte das Sicherheitsper-
sonal am Düsseldorfer und Kölner Flughafen
nicht allein für sich, sondern zugleich für die
gesamte Bewachungsbranche in NRW mit.
So wurde das besonders hohe Druckpoten-
zial, dass ein Streik am Flughafen beinhaltet,
auch für diejenigen Bewacherinnen und Be-
wacher nutzbar gemacht, die auf Grund ihrer
oft isolierten Arbeitsorte weniger durchset-
zungsstark sind.

Drittens schließlich wurde ein Ergebnis
erzielt, das sich, obgleich es letztlich auch ei-
nen Kompromiss darstellte, deutlich von
dem bisher in der Branche Üblichen abhob.
Besonders hoch fiel das Ergebnis entspre-
chend dem Streikverlauf für die Beschäftig-
ten an den Flughäfen aus, in zweiter Linie
profitierten aber auch alle anderen Beschäf-
tigten im Bewachungsgewerbe in NRW durch
einen überdurchschnittlich hohen Abschluss.

Die Streiks an den Flughäfen bedeuteten
für ver.di NRW einen Wendepunkt in der
Branche. Spielte die Gewerkschaft bis dahin
beim Sicherheitspersonal der Flughäfen le-
diglich eine unbedeutende Nebenrolle, hat
sich im Verlauf der Vorbereitung und Durch-

führung der Tarifrunde ein Großteil der Be-
schäftigten organisiert. Entscheidend dafür
wa4 dass die Beschäftigten sich erstmals
wirklich ernst genommen fühlten und die Ta-
rifrunde nicht wie in den Jahren zuvor offen-
bar üblich, allein in Hinterzimmern entschie-
den wurde.

Relotiu wenig Streiktoge im
internstionolen Vergleich
Die Streiks in der Bewachungsbranche fügen
sich in einen seit etwa 10 |ahren zu beobach-
tenden Trend ein. Das Arbeitskampfgesche-
hen konzentriert sich nicht mehr allein auf
die Industrie, sondern seine neuen Schwer-
punkte liegen in den diversen Dienstleis-
tungsbereiche. Immer häufiger zeigt sich,
dass auch Beschäftigtengruppen, die bisher
eher wenig Arbeitskampferfahrung haben,
wirksam streiken können.

Die Überraschung in Teilen der Öffentlich-
keit über die Entwicklung rührt vermutlich
auch daheL dass die Bundesrepublik bisher
ein im internationalen Vergleich eher streik-
armes Land ist. So registrierte das gewerk-
schaftsnahe Wirtschafts- und Sozialwissen-
schaftliche Institut IWSI) zwischen 2005 und
201-2 im Jahresdurchschnitt lediglich 16
Streiktage pro L.000 Beschäftige. Nach det,
allerdings extrem lückenhaften, offiziellen
Statistik der Bundesagentur für Arbeit (BAl
fielen im Schnitt pro 1.000 Beschäftigte so-
gar lediglich 4 Streiktage an. Zum Vergleich:
In Frankreich gab es im gleichen Zeitraum im
Jahresdurchschnitt 150 Streiktage, wobei
noch nicht einmal alle Streiks im öffentlichen
Dienst berücksichtigt sind, in Kanada waren
es 117 und in Norrvegen immerhin 59 Streik-
tage pro 1.000 Beschäftigte.

Arbeitskämpfe nehmen zu
Die relativ geringe Zahl an Streiktagen hat in
Deutschland nicht zuletzt damit zu tun, dass
es noch vergleichsweise viele Flächentarif-
verträge gibt. Dies reduziert die Anzahl mög-
licher Tarifkonflikte. Lange andauernde,
branchenweite Streiks um Flächentarifver-
träge sind in Deutschland eher selten. Gerade
an dieser Stelle sind jedoch Erosionserschei-
nungen nicht zu übersehen. Seit Mitte der
1990er Jahre lassen sich eine abnehmende
Bindekraft der großen Flächentarifverträge
und eine zunehmende Differenzierung der

Tariflandschaft beobachten. Ursache ist ein-
mal die Welle von Privatisierungen, die weite
Teile des öffentlichen Dienstes betrafen und
bei Schienenverkehl Post und Telekommu-
nikation, aber auch im Gesundheitswesen zu
einer bis dahin nicht gekannten Ausdifferen-
zierung der Tariflandschaft und Zunahme ta-
rifpolitischer Konfrontationen führte.

Verstärkt wurde dies durch das vermehrte
Auftreten von Unternehmen, die versuchen
Tarifbindr-rngen aufzukündigen oder gar nicht
erst Tarifverträge abzuschließen. Die Folgen
sind eine große Zahl von Arbeitskämpfen um
Anerkennungs- und Haustarifverträge. mit
denen Gewerkschaften versuchen mussten,
verlorene oder von Unternehmen gar nicht
erst eingegangene Tarifbindungen zu erstrei-
ken. Sparprogramme, Lohnabsenkungen,
Verlagerung oder Standortschließungen er-
höhten ebenfalls dass Konfliktpotenzial.

In der Folge hat in den letzten Jahren die
Zahl der Streiks deutlich zugenommen. Die
weitaus größte Mehrheit davon betreffen
Auseinandersetzungen mit einzelnen Firmen
oder Dienstleistungsunternehmen. So hat
sich die Zahl der Arbeitskämpfe im Organi-
sationsbereich von ver.di zwischen 2004 und
2009 mehr als vervierfacht. Im Durchschnitt
der letzten lahre hat sich die Zahl der allein
von ver.di geführten Arbeitskämpfe auf circa
150 pro Jahr eingepegelt.2Ol2 warver.di so-
gar in knapp über 200 Arbeitskämpfe verwi-
ckelt. Diese reichen von Auseinandersetzun-
gen um Tarifuerträge für einzelne Kinderta-
gesstätten bis hin zu monatelangen Ausei-
nandersetzungen um die Arbeits- und Ent-
lohnungsbedingungen wie 2013 im Einzel-
handel. Der Arbeitskampf bei Amazon steht
stellvertretend für die Arbeitskämpfe, in de-
nen es darum geht, überhaupt einen Tarif-
vertrag zu erreichen.

Die Streikkullur
Gestreikt wird in der Regel nur dann, wenn
anders gar keine Lösung zu erreichen ist.
Diese generelle Zurückhaltung der Gewerk-
schaften geriet in den letzten Jahren jedoch
verstärkt unter Druck. le häufiger Unterneh-
men oder auch öffentliche Arbeitgeber ganze
Tarifverträge in Frage stellten, Einschnitte
bei mühsam erreichten Errungenschaften
verlangten oder bei Verhandlungen kaum
noch Kompromissbereitschaft erkennen lie-
ßen, desto häufiger erwarten gerade die ak-
tiven Mitglieder von ihrer Gewerkschaft or-
ganisierten Widerstand. Seien es die Be-
schäftigten der Kindertagesstätten oder die
Gebäudereinigerinnen, die 2009 erstmals
bundesweit streikten oder auch die Verkäu-
ferinnen im Einzelhandel des |ahres 2013
oder eben auch die Frauen und Männer des
Sicherheitspersonals an den Flughäfen: Die



Unzufriedenheit wächst und darauf reagie-
ren die Gewerkschaften. Es zeigt sich, dass
auch in Bereichen, in denen Arbeitskämpfe
schwieriger zu organisieren sind, weil die
Belegschaften kleiner und örtlich zersplitter-
ter sind als in der alten Großindustrie, erfolg-
reiche Arbeitskämpfe möglich sind - auch
wenn nicht jeder Streik so endet, wie der an
den NRW-Flughäfen und manchmal auch
Rückschläge verkraftet werden müssen.

Ingesamt stellen Streiks bisher Ausnahme-
situationen dar: mit denen nur eine - wenn
auch beachtliche - Minderheit der Beschäftig-
ten in ihrem Berufsleben konfrontiert wird.
Lediglich 20 Prozent aller Beschäftigten gaben
2008 in einer bundeslveiten repräsentativen
Befragung an, mindestens einmal in ihrem
Berufsleben an einem Streik oder Warnstreik
teilgenommen zu haben. Mit 44 Prozent lag
der entsprechende Anteil unter Gewerk-
schaftsmitgliedern mehr als doppelt so hoch.
Dies verwundert nicht, finden Streiks doch
überwiegend in Betrieben statt, in denen es
eine starke Gewerkschafupräsenz gibt.

Einstellung der Beschtift igten
Gegenüber den Gewerkschaften haben die
Beschäftlgten in Bezug auf Arbeitskämpfe
zwei Erwartungen. In einer Infratest-Umfra-
ge, die der DGB im Jahr 2007 durchführen
ließ, zeigte sich zum einen, dass der Streik
unter den Beschäftigten als unverzichtbares
Druckmittel im Prinzip eine sehr hohe Ak-
zeptanz. besitzt. Demnach ist es Bl- Prozent
aller Cewerkschaftsmitglieder,,wichtig" bis
,,äußerst wichtig", ,,dass die Gewerkschaft in

Tarifauseinandersetzungen Streiks als
Druckmittel einsetzt". Diese Haltung wird
auch von einer deutlichen Mehrheit von 59
Prozent aller Nichtmitglieder geteilt, wobei
sich in beiden Fällen wenig Unterschiede
zwischen West- und Ostdeutschen zeigen.

Gleichzeitig halten BB Prozent der Mitglie-
der und B9 Prozent der Nichtmitglieder es
für ,,wichtig" bis ,,äußerst wichtig", dass die
Gewerkschaft,,Tarifergebnisse ohne Streik
erzielt". Die Antworten spiegeln somit so-
wohl den Wunsch wider, die Gewerkschaft
möge hart mit der Gegenseite verhandeln,
wie auch die Erwartung, die Gewerkschaften
sollten möglichst so verhandeln, dass es
nicht zum Streik kommt.

Die Beschäftigten, so das Fazit, sind nicht
unbedingt erpicht auf einen Arbeitskampf,
wenn sich auch anders befriedigende Ergeb-
nisse erzielen lassen, wissen aber, dass der
Streik im Zweifelsfall ein notwendiges Mittel
zur Durchsetzung eigener Interessen ist.
Dies zeigen immer wieder die sehr hohen
Zustimmungsquoten, wenn es zu Urabstim-
mungen über Streiks kommt. Die generelle
Zurückhalrung gegenüber dem Streik wird
besonders schnell ar-rfgegeben, wenn sub-
stanzielle Besitzstände oder gar die Arbeits-
plätze bedroht sind oder sich Unternehmen
nicht an einmal gemachte Zusagen halten.

Streiktsktiken
Die EINE beste Streiktaktik gibt es nicht.
Letztlich muss in jedem Einzelfall von den
Streikenden und ihrer Gewerkschaft ent-
schieden werden, wie am wirkungsvolisten

Druck aufgebaut werden kann. Dabei hängt
die jeweilige Streiktaktik nicht zuletzt davon
ab, wie das Management reagiert.

Bei betrieblichen Tarifkonflikten gibt es da
ganz unterschiedliche Erfahrungen. In man-
chen Fällen reicht bereits ein kurzer Warn-
streik, manchmal sogar selbst eine erfolgrei-
che Urabstimmung aus, um wieder an den
Verhandlungstisch und zu einem tragbaren
Kompromiss zu kommen.

In anderen Fällen allerdings fassen die In-
haber oder das Management einen Streik
fast als persönlichen Angriff auf und meinen,
mit allen Mitteln Belegschaft und Gewerk-
schaft in die Knie zwingen zu müssen. Teil-
weise nimmt dies fast irrationale Züge an, so
dass der Eindruck entsteht, Kosten spielten
seitens dieser Unternehmen keine Rolle
mehr. 0rganisierter Streikbruch kostet Geld,
die Beauftragung von spezialisierten Anwäl-
ten ebenso, mögliche Imageschäden sind oft
nicht berücksichtigt. Das Problem für die be-
troffenen Beschäftigten: Arbeitskämpfe mit
solchen Unternehmen ziehen sich oft in die
Länge. Sie kosten deshalb sehr viel Kraft.

Die klassische Streiktaktik ist: Alle legen
die Arbeit nieder und es wird so lange ge-
streikt, bis das Unternehmen nachgibt. Die-
ses Vorgehen hat unbestritten einige Vortei-
le. Die Streikenden verlassen den Betrieb
und erfahren zusammen in Versammlungen
gemeinsame Stärke. Wenn der Streik ausrei-
chend massiv befolgt wird, die Produktion
gar nicht oder nur sehr schlvierig fortzufuh-
ren ist, entsteht so ein erheblicher Druck auf
die betreffenden Unternehmen. Ein Vorteil

Nqchbetrschtung von Peter Bremme:

Auch unsere töhne
sollen obheben ...
... unter diesem Motto standen die Aktionen in
H a m burg u nd Nord rhei n -Westfa len. Rückbl ickend
gibt es verschiedene Sichtweisen zum und Erkennt-
nisse aus dem Arbeitskampf. Hier eine Auswahl:

1. Der Streik hqt neues Selbstbewusstsein für eine gonze
Bronche gehrocht.

r8 Prozent Lohnerhöhung - mehr als der alte Klunker damals in
den rgToern im öffentlichen Dienst erstreikt hat - das war zu
Beginn des Arbeitskampfes unvorstellbar. Nun mussten es die
Zeitungen drucken und die Botschaft war in derWelt: Es gibt
ein Mittel gegen Frustration am Arbeitsplatz und prekäre
Löhne. Organisiert euch, bildet eine Gewerkschaft und fordert

das, was euch zusteht und streikt klug. Dieses Signal haben wir
ausgesandt und es ist gehöft worden - vielfach, zuletzt in
Frankfurt am Flughafen, wo, wie es in einem Flugblatt stolz ver-
kündet wurde ,,das beste Ergebnis aller Zeiten" eingefahren
wurde - 26,5 Prozent mehr Lohn!

2. Der Streik wor einmolig - weitere Aktivitäten werden
ollerdings doron gemessen.

Die Bewachungstätigkeiten, die früher von der Bundespolizei
selbst ausgeübt wurden, sind fremdvergeben worden. Das übli-
che Trauerspiel neol iberaler Wirtschaftspoliti k. Sicherheitsun-
ternehmen konnten in wirtschaftlich unsichereren Zeiten Men-
schen für diese Tätigkeit einstellen ohne die tariflichen Errun-
genschaften des öffentlichen Dienstes (Rentenzahlungen,
Überstundenbezahlung, Urlaubs- und Weihnachtsgeld ...).
Zudem wurden die Löhne halbiert. Vor ro Jahren lagen die
Löhne in Hamburg noch unter dem Mindestlohnniveau
(7,5o Euro). Heute sind sie bei 14 Euro. Mit der Organisierung
dieses Bereichs und dem anschließenden Arbeitskampf haben
wir also endlich die Lücke geschlossen, die durch Outsourcing
entstanden ist. Hier haben die Kosten erfolgreich rebelliert und
den Anschluss an das Alte ÖD-Niveau hergestellt.



des Dauerstreiks ist auch, dass die Beschäf-
tigten nicht durch Vorgesetzte unter Druck
gesetzt werden können. Allerdings schützt
das nicht davor, dass diese versuchen, durch
persönliche Anschreiben an die Privatadres-
sen Streikende zur Wiederaufnahme der Ar-
beit zu bewegen.

Der größte Nachteil des Dauerstreiks ist
seine Berechenbarkeit. Die Firma stellt sich
auf die Situation ein. Arbeitet ein Teil der Be-
schäftigten weiter oder ist es dem Manage-
ment möglich, ein ausreichendes Maß an
Produktion beispielsweise durch Leiharbeit
fortzuführen, dann verliert der Dauerstreik
erheblich an Wirkung. An den Flughäfen war
es auf Grund der Sicherheitsbestimmungen
sehr schwierig durch Leiharbeit den Streik-
bruch zu organisieren. Hier kam es darauf
an, zu verhindern, dass von anderen Flughä-
fen Ersatzpersonal herangeschafft werden
konnte.

In vielen Situationen kann es besonders
wirkungsvoll sein, flexibel zu streiken. Dies
verringert die Berechenbarkeit einer Ar-
beitsniederlegung erheblich. Eine typische
Form des flexiblen Arbeitskampfes wurde an
den Flughäfen angewendet. Die Beschäftig-
ten streikten immer nur lediglich für einen
Tag, ohne dass dem Unternehmen allerdings
lange vorher bekannt wurde, wann der
nächste Streiktag sein würde.

Diese Taktik erfordert seitens der Strei-
kenden ein hohes Maß an Organisation, aber
auch an Durchhaltevermögen. Sie müssen
damit rechnen, von Vorgesetzten auf den
Streik angesprochen und zum Abbruch des

Arbeitskampfes gedrängt zu werden. Zusam-
menhalt und die Überzeugung von der Not-
wendigkeit des Streiks werden so immer
wieder auf die Probe gestellt. Zugleich kann
es aber auch ermutigend sein, wenn im Be-
trieb festgestellt werden kann, dass die ein-
zelnen Streiktage die Abläufe durcheinander
bringen, es deshalb zu Ausfällen und Verzö-
gerungen kommt.

Kurz: Entscheidend ist, dass die Streiken-
den merken, dass ihre Aktionen Wirkung
zeigen. Die Wirkung auf das Unternehmen ist
letztlich der wichtigste Maßstab dafür, ob ei-
ne Streiktaktik angemessen ist oder nicht. In
manchen Fällen kann es sinnvoll sein, die
Flexi-Taktik noch dadurch zu verfeinern,
dass immer nur bestimmte Abteilungen
streiken. Dies erfordert jedoch noch einmal
einen größeren Aufwand an Koordination.
Das Gleiche gilt für die Taktik, mitten aus
dem laufenden Betrieb heraus für nur weni-
ge Stunden zu streiken und dadurch gezielt
Abläufe zu stören und den Einsatz von Streik-
brecherinnen und -brechern zu erschweren.

Egal welche Taktik gewählt wird: In fast al-
len Fällen wird die Wirkung eines Streiks
durch eine gute Öffentlichkeitsarbeit deut-
lich erhöht. Gerade kleine Auseinanderset-
zungen schaffen es in aller Regel nicht bis in
die ,,Tagesschau". Für Streiks an den Flughä-
fen gilt dies allerdings nicht. Sie genießen im-
mer eine besondere Aufmerksamkeit, gerade
weil sie quasi in der Öffentlichkeit stattfin-
den. Hier kommt es dann auch darauf an, ei-
ne Balance zu finden zwischen der notwen-
digen Verunsicherung des Unternehmens

und einer möglichst geringen Verärgerung
der Fluggäste. In Düsseldorfbedeutete dies,
dass Streiks zumindest so rechtzeitig ange-
kündigt wurden, dass möglichst wenige
Fluggäste umsonst zum Flughafen fuhren.

Sehr wichtig für einen erfolgreichen Ar-
beitskampf ist auch, dass zwischen den Strei-
kenden, ihrer Streikleitung und der Gewerk-
schaft ein Vertrauensverhältnis besteht. Die-
se Erfahrung galt auch für den Streik an den
Flughäfen. Die an jedem Streiktag stattfin-
denden Versammlungen waren hierfür be-
sonders wichtig.

Das Gefühl, sich nicht alles gefallen zu las-
sen und gemeinsam etwas zu erreichen,
stärkt zugleich das Selbstbewusstsein der
Streikenden - auch später wieder im Betrieb.

Ausbliek
Ohne das Recht zum Streik, so stellte bereits
1980 das Bundesarbeitsgericht fest, wären
Tarifverhandlungen nichts anderes als kol-
lektives Betteln. Das Streikrecht nützt frei-
lich nichts, wenn keine Streikfähigkeit vor-
handen ist. Hält das Management Gewerk-
schaft und Beschäftigte für schwach, ist seine
Kompromissbereitschaft gering. Nichts ieis-
tet hier mehr Überzeugungsarbeit als ein er-
folgreicher Streik. Wie zum Beispiel die im
Bewachungsgewerbe in Nordrhein-Westfa-
len und Hamburg in 2013.

Der geiernte Schreiner und Politikwissen-
schaftier H EINER DRIBBUSCH arbeitet am
Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen
I nstitut (WSl) der Hans-Böckler-Stiftung.

3. Der Streik hot uns einerseits Grenzen qufgezeigt und onderer-
seits Wege eröffnet für weitere gewerkschoftliche Aufgoben.

Der Streik hat viele auf- und wachgerüttelt, besonders am Flug-
hafen. Andere Berufsgruppenr ver.di-nahe wie die Bodenver-
kehrsdienste oder ver.di-fernere Bereiche wie die Piloten,
sehen den Arbeitskampf am Flughafen als ihr originäres lnstru-
ment, für ihre lnteressen das Beste herauszuholen. Nur wenn
jede einzelne Berufsgruppe ausschließlich ihre lnteressen sieht
und nicht die Weiterentwicklung aller Berufsgruppen im Blick
hat, dann wird auch der Streik ein stumpfes Schwert. Denn der
öffentliche Zuspruch, den wir in den Bewachungsstreiks größ-
tenteils noch erfahren haben, wird kippen, wenn zu sehr des
Deutschen liebstes Kind, der Urlaub, und vielmehr noch die
Wi rtschaftsi nteressen durch Fl ugausfa I I massiv gestört werden.
Einen Vorgeschmack darauf lieferte der letzte Pilotenstreik.

Andererseits: Wer hindert uns als Vereinte Dienstleistungsge-
werkschaft, d ie Fach bereiche Verkeh r, Besondere Dienstle is-
tungen/ Logistik und Handel in einen neuen gemeinsamen Ar-
beitszusammenhang zu bringen und den Flughafen aIs syste-
misches Ganzes zu organisieren? Wir könnten Ressourcen bün-
deln, gemeinsame Analysen erstellen, Tarifrunden miteinander
verzahnen, gemeinsame Aktionsgruppen gründenr Verbesse-

rungen gemeinsam durchsetzen
- und öffentlich darüber reden.

Eln erster Schritt in diese
Richtung war die Tagung ,,Ready
fortake off?" im Frühjahr zor4.
Hier waren die haupt- und eh-
renamtlichen Aktiven nicht nur
aus der Bundesrepublik, son-
dern aus den USA, Australien,
Großbritannien, Schweden, Nie-
derlanden und ihre internationa-
Ien Organisationen wie UNI und
ITF/ETF zusammengekommen,
um sich überArbeitskämpfe an
Flughäfen auszutauschen und eine Koordinierung ihrer zu-
künftigen Aktivitäten sicherzustellen. Vielleicht war die wich-
tigste Erkenntnis dieserTagung:Weltweit sind es die gleichen
Unternehmensinteressen, die die Arbeitsverhältnisse an Flug-
häfen bestimmen. Weltweit gibt es darauf nur eine Antwort
unsererseits - let's organize and talk about it!

PETER BREMME ist Landesfachbereichsleiter Besondere Dienst-
leistungen im ver.di-Landesbezirk Hamburg.




